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Halleſche
Landeszeitung f

für Anhalt und Thüringen. Jahrgang 207.
BVezugspreis für Halle und Vororte 2,50 Mk., durch die Poſt bezogen 3 Mk. für das Vierteljahr.
Die Halleſche Zeitung erſchetnt wöchentlich zwölfmal. GratisBeilagen: Halleſcher
Courier (tägl. Feuilletonbeil.), Jll. Unterhaltungsblatt (Sonntagsbeil.), Landw. Mitteilungen,
JUuſtrierte Modenbeilage, Sächſiſche Provinzialblätter, Kinderbeilage (Für die junge Welt).

Sweite Kusgabe Anzeigegebühren für die ſechsgeſpaltene Kolonelzeile oder deren Raum für Halle und den
Saalkreis 20 Pfennig, auswärts 30 Pfennig.
die Zeile 100 Pfennig. Anzeigenannahme bei der Geſchäftsſtelle in Halle (Saale) und bei allen

Reklamen am Schluß des redaktionellen Teils

bekannten Annoncenexpeditionen.

Geſchäftsſtelle in Halle (Saale): Leipziger Straße Nr. 61/62.
Fernruf 8108 u. 8109; Redaktionsfernruf 8110.

Hauptſchriftleitung Dr. Strasser-Reidegg Halle (Saale)..

le unſere Freunde und Leſer

laden wir zur

Erneuerung des Kbonnements
auf die

halleſche De Seitung
Landeszeitung für die Provinz Sachſen,

für Anhalt und Thüringen
ergebenſt ein.

Angeſichts der ernſten Gefahren der Gegenwart ergeht
an alle chriſtlich und königstreu fühlenden Deutſchen im
Lande der Ruf, zuſammenzuſtehen in einer ſtarken Phalanx,
in einem Eiſenwall der Treue. Jnhnr ſtärkſtes
Kampfmittel iſt die Preſſe. Aber auch zur Stärkung der
eigenen Kraft iſt die
tägliche Lektüre einer konſervativen Zeitung

in Haus und Familie unentbehrlich.
Die Halleſche Zeitung erfüllt alle die

Bedingungen, die an eine moderne große kon
ſervative Zeitung geſtellt werden.

Unſere Leſer erhalten

D hoſtenlos regelmäßig folgende Beilagen:
Halleſcher Courier (täglich),
Jlluſtrierte Sonntagsbeilage,
Modenbeilage (alle 14 Tage),
Für die junge Welt ((alle Monatoe),
Land wirtſchaftliche Mitteilungen

(Freitagsbeilage).

Der Bezugspreis der Halleſchen Zeitung beträgt bei
zweimaliger täglicher Zuſtellung für Halle a. S.
und die Vororte Mk. 2,50, bei allen Poſtanſtalten Mk. 3,00
vierteljährlich. Probenummern werden überallhin
bereitwilligſt und koſtenlos durch den unterzeichneten
Verlag abgegeben.

Die Halleſche Zeitung richtet daher an alle die
jenigen, die mit ihr an dem alten Wahlſpruche feſthalten:

„Mit Gott für König und Vaterland, für
Kaiſer und für Reich“ die Bitte, nicht nur ſelbſt
die Beſtellung der „Halleſchen Feitung“ rechtzeitig zu er
neuern, ſondern auch die Geſinnungsgenoſſen und
Freunde in Stadt und Land zu erſuchen, für die „Halleſche
Feitung“ überall einzutreten, ſei es in Bekanntenkreiſen
oder in Verſammlungen, oder ſei es bei ſich ſonſt bietenden
Gelegenheiten.

Halle a. S., im März 1914.

Verlag und Redaktion der Hulleſchen Zeitung,

Landeszeitung für die Provinz Sachſen,
für Anhalt und Thüringen.
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Vonſervative Mittelſtandspolitiß.

Die Mittelſtandsbank Liegnitz, e. G. m.
b. H. in Liegnitz, dieſes von konſervativen Mittelſtands-
freunden ins Leben gerufene Jnſtitut zur Förderung des
Mittelſtandes, hat ihr drittes Geſchäftsjahr hinter ſich. Mit
einem Kapital von etwa 100 000 Mark und der Abſicht,
durch ein Einziehungsamt dem Borgunweſen zu
ſteuern, wurde im Januar 1911 die Bank eröffnet. Es
zeigte fich ſehr bald, daß das Einziehungsamt durch die Art
ſeiner Geſchäftsführung dem gewerbetätigen Mittelſtande
große Dienſte zueiſten in der Lage war. Es verfolgte und
befolgt die Praxis, nicht Buchforderungen an ſich, ſon
dern die durch die Gläubiger anerkannten
Rechnungen bis zu 609 v. H. des Wertes zu be
leihen, damit in die Rechte des Gläubigers zu treten
und für dieſen die Beitreibung der Forderung zu über-
nehmen. Von dem eingezogenen Betrage wird zuerſt das
Darlehn des Gläubigers bei der Bank gedeckt und der über-
ſchießende Betrag ihm gutgeſchrieben. Der Bank iſt es in
vielen Fällen gelungen, die Handwerker und Kauf-
leute, die ſich vergeblich bemüht hatten,
ihre Forderungen einzutreiben, durch Dar-
lehen auf ihre Rechnungen fürs erſte wirt-

Sreitag, 27. März 1914.

kurzer Zeit erhebliche Außenſtände flüſſig
zu machen. Ein Blick in den Geſchäftsbericht des dritten
Geſchäftsjahres ergibt den Beweis, wie erfolgreich das Ein-
ziehungsamt gearbeitet hat. Jm Jahre 1913 wurden dem
Einziehungsamt nicht weniger als 996 Rechnungen, auf die
die Handwerker und Kaufleute größtenteils Vorſchüſſe er
hielten, im Werte von 178 195 Mark zur Einziehung
übergeben und drei Viertel dieſer Summe von der Bank
eingezogen. Man kann ſich hieraus ein Bild machen, wie
erfolgreich durch dieſes Einziehungsamt gegen das Borg-
unweſen angekämpft wird.

Schon in der erſten Zeit hatte ſich jedoch gezeigt, daß
die Bank ſich auf das Einziehungsamt allein nicht aufbauen

ließ. Die Kreditnot des Mittelſtandes gab
daher den Anlaß, daß die Bank auch die übrigen Bank-
zweige (ausgenommen ſelbſtverſtändlich das Spekulations-
geſchäft) aufnahm. Und hierbei ergab ſich ebenfalls, wie
ſegensreich eine für den Mittelſtand arbeitende, im mittel-
ſtändiſchen Jntereſſe geführte Bank ſein kann. Die
Bank erblickte ihre Aufgabe nicht darin,
hohe Verdienſte zu erzielen, ſondern hielt
ſich bei einer mäßigen Verzinſung und
einem niedrigen Wechſeldiskont nur ſoli-
den Mittelſtändlern zur Verfügung. Sie
war für alle diejenigen Handwerker und Gewerbetreibenden
da, die gezwungen waren, Bankkredit in Anſpruch zu
nehmen, und prüfte, wenn ein Mittelſtändler ein Dar-
lehen beantragte, nicht, wie die übrigen Banken es zu tun
pflegen, hauptſächlich die Unterlagen und die Bürgen des
Darlehnſuchers, ſondern ließ ſich vornehmlich durch die
Ehrenhaftigkeit desſelben dazu beſtimmen, ihm dienſtbar zu
ſein. Auf ſolider Baſis entwickelte ſich ſo das Geſchäft der
art, daß der Umfatz von Jahr zu Jahr ſtieg und das dritte
Geſchäftsjahr mit einem Umſatz von 7632000 Mark
abſchloß. Mit etwa 30 Mitgliedern und 40 Geſchäftsan
teilen zu 100 Mark und ebenſolcher Haftſumme nahm die
Bank vor drei Jahren ihre Geſchäfte auf. Heute hat ſich
die Zahl der Mitglieder auf 379 und die Zahl der Anteile
auf 626 erhöht, während die Haftſumme 187 800 Mark
beträgt.

Das durch und durch freiſinnige Liegnitz war ein
ſchlechter Boden für das mittelſtändleriſche Unternehmen,

und doch hat es ſich wie die Zahlen zeigen trotz
aller Anfeindungen durch die tatkräftige
Hilfe der konſervativen Mittelſtands-
freunde durchgeſetzt.
und kann als Vorbild gelten, wie

wahre Mittelſtandspolitik
getrieben werden muß.

Deutſches Reich.
Reichstagsnachwahl in Borna.

Bei der Reichstagsſtichwahl im Wahlkreiſe Borna-
Pegou erhielt v. Liebert (Reichspartei) 12731,
Ryſſel (Soz.) 14321 Stimmen. Ryſſel iſt ſomit
gewählt.

Bei Beſprechung der Reichstagserſatzwahl in
BornaPegau hatte die freiſinnige „Danziger Zeitung“ ge-
ſchrieben:

„Wie nun, wenn die dortigen Liberglen das Beiſpiel der
konſervativen Parteileitung in Danzig bei den Wahlen 1912
nachahmen und gleichfalls Wahlenthaltung in der Entſcheidung
zwiſchen dem bürgerlichen und dem ſozialdemokratiſchen Kandi-
daten proklamieren wollten? Dann würden ſie natürlich von
der ganzen Rechten wieder als ſchreckliche Verräter verſchrieen
werden; die Danziger konſervative Parteileitung aber iſt und
bleibt rein und unſchuldig wie ein weißes Lämmchen!“

Demgegenüber ſtellt der Verein der Konſer-
vativen in Danzig folgendes feſt:

„Schon im Sommer 1911 waren wir wiederholt ſchriftlich an
die freiſinnige Parteileitung in Danzig mit dem
Vorſchlage herangetreten, ſie möge für den Fall einer
Stichwahl zwiſchen einem bürgerlichen Kandidaten und einem
Sozialdemokraten mit uns ein Abkommen zur Unter
ſtützung des bürgerlichen Kandidaten abſchließen.
Dieſer Vorſchlag wurde abgelehnt. Es gelangten
in die Stichwahl: 1. in Danzig-Stadt: Weinhauſen (freiſ.) mit
Markwaldt (Sozialdem.), 2. in Danzig-Land: Doerkſen (freikonſ.)
mit Gehl (Sozialdem.). Nach der Hauptwahl traten wir er
neut an die freiſinnige Partei in Danzigheran und machten ihr den Vorſchlag, ſie möge in Danzig-

ſchaftlich ficherzuſtellen und dann ihnen in hauſen ausgeben. Auch dieſen Vorſchlag lehnten die
Freiſinnigen ab. Unter dieſen Umſtänden gebot es unſere

Nun ſteht es in ſich gefeſtigt da

Land für den Freikonſervativen Doerkſen eintreten, dann würden
wir in Danzig-Stadt die Parvle für den Freiſinnigen Wein-

Geſchäftsſtelle in Berlin: Bernburger Straße 30.
Fernruf Amt Kurfürſt Nr. 6290.

Druck und Verlag von Btto Chiele. Halle (Saale.

unſern Parteigenoſſen in Danzig-Stadt Wahl-
enthaltung zu empfehlen. Eine Gefährdung der freiſinnigen
Kandidatur wurde durch dieſen Beſchluß nicht herbei-
geführt, da der Freiſinnige gegenüber dem Sozialdemokraten
einen ſo großen Stimmenvorſprung hatte, daß ſein Sieg auch
bei unſerer Wahlent haltung außer Zweifel
ſtand.“

So alſo ſteht die Sache!

Selbſtachtung,

d—

Wahl Hoeſch vom Reichstage für ungültig erklärt.
Jn der geſtrigen Sitzung des Reichstages wurde in

namentlicher Abſtimmung die Wahl des Abg. Hoeſch (konſ.)
Wahlkreis Stendal-Oſterburg mit 176 gegen 149

Stimmen, bei neun Stimmenthaltungen, für un gültig
erklärt.

Abſchied der deutſchen Schiffe von Venedig.
Der Kaiſer hörte den Vortrag des Geſandten von

Treutler und die Vorträge der Chefs der Marine ſowie des
Militär und des Zivilkabinetts. Heute nachmittag findet
beim Kaiſer an Bord der „Hohenzollern“ ein Tee ſtatt, wozu
etwa 60 Einladungen an Damen und Herren der veneziani-
ſchen Geſellſchaft, an die Herren der deutſchen Botſchaft
ſowie an die Offiziere der deutſchen Schiffe ergangen ſind,

Die „Hohenzollern“ und die anderen Schiffe gehen
heute vormittag nach Miramare in See. Der Kaiſer hat
dem Präfekten Rovaſenga den Roten Adlerorden 2. Klaſſe
mit Stern verliehen.

Die deutſchen Schiffe verlaſſen morgen Venedig. Sie fanden
ſeitens der Behörden und der Geſellſchaft ſowie der Bevölkerung
eine ſo warme und entgegenkommende Aufnahme wie kaum zu
vor, ſo daß die deutſchen Offiziere und Mannſchaften den Auf-
enthalt in angenehmſter und dankbarer Erinnerung behalten
werden. Dem Kommandanten der „Hohenzollern“ wurde ſchon
bei der Ankunft am 6. März Kapitän Lubelli zur Verfügung ge
ſtellt. Die Feſtlichkeiten begannen am 7. März mit einem Diner
für das Offigierkorps beim Admiral Garelli, dem ſich ein Beſuch
im Teatre Roſſini anſchloß. Jn der Pauſe wurden auf Wunſch
des Publikums die italieniſche und die deutſche Hymne geſpielt,
die zu begeiſterten Kundgebungen Anlaß gaben. Bei ſpäteren
Theaterbeſuchen wiederholten ſich die Sympathiekundgebungen.
Es folgten ein Diner beim Admiral Garelli zu Ehren des Kontre
admirals Souchon, ein Diner beim Konſul Rechſteiner, Empfänge
bei der Gräfin Papadopulo und der Gräfin Moncenigo ſowie
beim Konſul Rechſteiner, wo die Kapelle der „Hohenzollern“
ſpielte, und beim Admiral Garelli. Dem Empfang beim Admiral
Garelli folgte ein Ball. Ferner fand eine Rundfahrt der Offi
ziere ſtatt, die unter kundiger Führung die intereſſanten Stätten
der venezianiſchen Jnduſtrie beſuchten. Infolge des Schiffs-
unglücks waren die weiteren urſprünglich geplanten Feſtlichkeiten
abgeſagt worden, darunter der Empfang beim Präfekten. Der
Präfekt und der Bürgermeiſter hatten für die ganze Zeit ihres
Aufenthalts den Offizieren und Mannſchaften den Beſuch der
ſtaatlichen und ſtädtiſchen Sammlungen und die Benutzung der
ſtädtiſchen Dampferlinien koſtenlos freigeſtellt.

Jn der Sitzung des Bundesrates
vom Donnerstag wurden den zuſtändigen Ausſchüſſen über-
wieſen der Entwurf eines Geſetzes zur Aenderung des Ge
ſetzes über den Abſatz von Kaliſalzen vom 25. Mai
1910, der Entwurf eines Geſetzes über die Gewährung von
Beihilfen an Altpenſionäre und Althinterbliebene und der
Entwurf von Beſtimmungen über die Wehrbeitragsſtatiſtik.
Den vom Reichstag angenommenen Entwürfen von Ge-
ſetzen betreffend die Feſtſtellung eines dritten Nachtrags
zum Reichshaushaltsetat für das Rechnungsjahr 1913 und
eines Nachtrages zum Haushaltsetat für die Schutzgebiete
auf das Rechnungsjahr 1913 und von Geſetzen betreffend
die vorläufige Regelung des Reichshaushalts und des
Haushalts der Schutzgebiete für das Rechnungsjahr 1914
wurde die Zuſtimmung erteilt. Zur Annahme gelangten
ferner die Vorlage betreffend Aenderung des Geſetzes vom
4. Dezember 1899 über die gemeinſamen Rechte der Be
ſitzer von Schuldverſchreibungen, die Vorlage betreffend be-
nachbarte Orte im Wechſel- und Scheckverkehr und be-
treffend die Orte, die im Sinne der 88 499 und 604
Z.-P.O. als ein Ort anzuſehen ſind, und die Vorlage über
die Gewährung von Aufwandsentſchädigungen an Familien
für im Reichsheer uſw. eingeſtellte Söhne.

Aus dem elſaß-lothringiſchen Landtag.

Die Erſte Reichsländiſche Kammer ſtimmte
geſtern der Vertagung des Landtages bis zum
47. November zu. Sodann fand die dritte Leſung
des Etats ſtatt. Blumenthal kritiſierte den Erlaß des
Oberſchulrats betreffend den Gebrauch der deutſchen
Sprache an den höheren Schulen, der im Lande Aufſehen
und eine gewiſſe Erregung hervorgerufen habe. Staats
ſekretär Graf Roedern erwiderte:

„Der Vorredner hat ſelbſt erklärt, daß er mit dem mate-
riellen Jnhalt des Erlaſſes im weſentlichen einverſtanden ſei.
Schon das Berechtigungsweſen und die Frage der Examina
zwingt uns, der Praxis der anderen Bundesſtaaten zu folgen.
Es handelt ſich um ein Jnternum der Schulverwaltung, und
ich kann nur dem Bedauern darüber Ausdruck geben, daß
ein ſolches Jnternum der Schulverwaltung anſcheinend von
einem höheren Beamten in die Zeitungen gebracht worden iſt.
Dieſe Uebung war mir bisher unbekannt. Wir werden uns
das Recht, über das Verhalten der Lehrer innerhalb der Schule
zu wachen, nicht nehmen laſſen. Jch frage den 5errn Vor



redner, aus wen Worten des Erlaſſes iren W T Er 5 zur Beſpitzelung der Lehrer a

r verw. 53 e den Erlaß richtig verſtanden

In der Nachmittagsſitzung der Zweiten Kammer
begründeten die Redner des Zentrums, der Lothringer und
Liberalen Anträge, wonach die Regierung erſucht werden
ſoll, ſich dafür zu verwenden, daß den Elſaß-Lothringern,
welche bis 1890 wegen Verletzung der Wehrpflicht beſtraft
worden ſind, die Strafe, ſoweit ſie nicht bereits verbüßt,
de vie e n a iſt, im Hinblick auf die in

nzwiſchen verfloſſenen Zeit eingetretene AenderungVerhältniſſe in Gnaden erlaſſen werde. ung de

Die Berückſichtigung der eigenen Induſtrie
bei Ausſchreibungen in den Bundesſtaaten.

In einer Reihe von Bundesſtaaten, ſo in Bayern,
Württemberg, Sachſen und Baden, beſteht bei den Be
hörden der Grundſatz, bei Ausſchreibung von Lieferungen
ausſchließlich oder ganz überwiegend nur die Jnduſtrie
des e igenen Staat e s zu berückſichtigen. Jn einzelnen
Staaten wird ſogar bei den Ausſchreibungen von vorn-
herein jeder Wettbewerb der Induſtrie eines an d eren
Bundesſtaates ausgeſchloſſen. Jn Preußen iſt
eine ſolche Praxis niemals zur Anwendung ge-
kommen, es ſind vielmehr bei Ausſchreibungen alle An
gebote, ohne jede Rückſicht auf die Zugehörigkeit des Be
werbers zu einem Bundesſtaat, geprüft worden. Aus den
Kreiſen preußiſcher Jnduſtrieller iſt nun an die
Regierung die Anregung herangetreten, mit Rückſicht auf
die Praxis anderer, Bundesſtaaten bei allen ſtaatlichen
Bauarbeiten auch nur in Preußen anſäſſige
Firm en zu berückſichtigen oder wenigſtens Bewerber aus
denjenigen Bundesſtaaten auszuſchließen, deren Regierung
ſich preuß iſſchen Firmen gegenüber ablehnend
verhält. Die preußiſche Regierung iſt jedoch, wie der „Neue
politiſche Tagesdienſt“ ſchreibt, nicht geneigt, dieſen An
regungen Folge zu geben. Sie ſteht auf dem Standpunkt,
daß Preußen als größter Bundesſtaat die Verpflichtung
habe, derartige einſeitige Wahrung von Jntereſſen der
heimiſchen „Jnduſtrie nach Möglichkeit zu verhindern
Preußen iſt daher bemüht, bei den anderen Bundes
regierungen dahin zu wirken, daß ſie ſich auch dieſer Praxis
anſchließen

Kleinere politiſche Nachrichten.
Krankenverſicherungspflicht der Familienangehörigen.

Die Konſervativen haben im Reichstage einen An
trag eingebracht, in dem der Reichskanzler erſucht wird:

„1. dafür Sorge zu tragen, daß die Verſicherungsbehörden
und Kaſſenvorſtände dem Geſetz entſprechend nur ſolche
Familienangehörige des Arbeitgebers als verſicherungs-
pflichtig zur Krankenverſicherung heranziehen, die zu
dem Arbeitgeber in einem feſten Arbeitsverhält-
niſſe ſtehen;
2. eine Aenderung des Geſetzes in Erwägung zu ziehen,

durch welche die Befreiung der im feſten Arbeitsverhält-
nis ſtehenden Familienangehörigen des Arbeitgebers von der
Krankenverſicherungspflicht lediglich von dem übereinſtimmen-
den Antrag der Beteiligten abhängig gemacht wird.“

Neuordnung der Steuergeſetzgebung. Die frei
konſerv ative Fraktion des Abgeordnetenhauſes
hat am Mittwoch abend den Antrag geſtellt,

„die Staatsregierung zu erſuchen, ſobald ſich die Höhe des
dauernden Bedarfs an Einnahmen aus den direkten Steuern
überſehen läßt, Geſetzentwürfe für deren Neuordnung zu dem
Zwecke vorzulegen, baldmöglichſt dem Mittelſtande und
den ärmeren Steuerzahlern die für ſie in der vorigen
Tagung in Ausſicht genommenen Vorteile und Er
leichterungen zuzuwenden und eine vollſtändige und ge
n Veranlagung aller Einkommen und Vermögen ſicherzu-
tellen.“

Die Zuwachsſteuer. Jn der Budgetkommiſſion des
Abgeordnetenhauſes wurde vom Regierungstiſche mitgeteilt,
daß dem Hauſe in nächſter Zeit ein Geſetzentwurf über die
Zuwachsſteuer zugehen werde.

Die Zeugen- und Sachverſtändigengebühren. Die
Reichstagskommiſſion für die Neuregelung der Zeugen-
und Sachverſtändigengebühren beendete, wie ſchon kurz ge-
meldet, die zweite Leſung. Die Beſchlüſſe erſter Leſung
wurden zumeiſt aufrecht erhalten. Nur die Zeugen-
gebühren wurden auf 20 Pfg. bis 1550 Mark
bemeſſen, und es wurde beſchloſſen, daß für mündliche,
nur zum Termin erſtattete Gutachten lediglich eine
Vergütung nach der Stundenzahl zu gewähren
ſei. Das Geſetz ſoll am 1. Oktober 1914 in Kraft
treten.

Die Uebernahme der Bahnſtrecke Oldenburg--Wil-
helmshaven von Preußen auf den oldenburgiſchen Staat
für 23 Millionen Mark wurde vom Landtage mit
großer Mehrheit angenommen. Die Verzinſung der
Summe wird etwa auf 900 000 Mark angenommen und ein
Ueberſchuß von etwa 500 000 Mark ſoll zur Deckung der
Staatsſchuld verwandt werden. Mit der Strecke Olden-
burg--Wilhelmshaven hat Oldenburg die geſamten Eiſen
bahnſtrecken, die auf ſeinem Grund und Boden liegen, in
ſeinen Beſitz gebracht.

Zur Verhaftung eines bayeriſchen Abgeordneten. Abg.
Dr. Müller (Meiningen) ſtellte im Reichstag folgende kurze An

frage: „Die Verhaftung eines bayeriſchen Landtagsabgeord-
neten iſt in Baden während der Dauer der Sitzung der baheri-
ſchen Abgeordnetenkammer durch Beſchluß eines badiſchen Ge
richts unter Umſtänden erfolgt, die bei der Vornahme auf baheri-
ſchem Gebiete eine Verletzung der verfaſſungsmäßig garantierten
Jmmunität der Abgeordneten bedeuten würde. Jſt der Herr
Reichskanzler bereit, mit den Einzelregierungen in Verhand
lungen über die Anerkennung der Jmmunität der Mitglieder
der einzelnen Landesvertretungen in ſämtlichen Bundesſtaaten
einzutreten? Jch begnüge mich mit einer ſchriftlichen Beantk
wortung der Frage.“

Die Vorgeſchichte der Entführung des Fräuleins Ilſe v. Harder
wird allmählich durch die Darſtellungen Prof. BVoethlingks und die
Aeußerungen des Landtagsabgeordneten Abrech ſelbſt bekannt.
Nach den Behauptungen des erſteren trat Abrech im Jahre 1889
ohne jedes Vermögen in die Dienſte des Herrn v. Harder, deſſen
r er r einen Scheinvertrag im Jahre 1890zum größten Teil übernahm und den Herr v. Harder 20 Jahre
ſpäter anerkennen mußte. Der Vertreter des Klägers behauptet,
daß A die Liebe Fräulein Jlſe v. Harders ausnütze, um ſich

durch ſie, ese Wahehe Gutes in Argentinien, Huerta Marquez, zu
bringen. Dieſes Gut ſtellt einen Wert von 5 Millionen Mark dar.
Abrech behauptet, daß er an Harder eine Erbſchaft verkauft habe,
für die ihm 800 000 Mk. gutgeſchrieben wurden. Die Erbſchaft
v. Harders habe er durch einen rechtlich gültigen Optionsvertrag
über500 000 Mk. übernommen Harder habe ſich verpflichtet, ſeine

volles Vertrauen den Herren

ſie eine Gläubigerin ihres Vaters ſei, in den Beſitz

Beſttung für die Schuld von 238 Millionen Mark an ihn abzu
treten.

Die Königliche Verordnung über Einrichtung des Landes-
waſſeramts iſt erlaſſen worden. Danach ſoll das Amt nicht am
1. Apri wie urſprünglich vorgeſehen war, ſondern am
1. Mai ins Leben treten. Als Präſident des neuen
Amtes iſt der Geheime Oberregierungsrat Engelhard, vor
tragender Rat im Landwirtſchaftsminiſterium, der an der Aus
arbeitung des preußiſchen Waſſergeſetzes weſentlich beteiligt war,
in Ausſicht genommen.

Ein neuer Präſident des Reichsmilitärgerichts. Der Kom
mandeur des 6. Armeekorps, General v. Pritzelwitz, iſt, nach
der „Breslauer Ztg.“, an Stelle des in den Ruheſtand tretenden
Generals Grafen von Kirchbach zum Präſidenten des Reichs
militärgerichts in Ausſicht genommen.

Kardinal Frühwirt. Wie der römiſche Vertreter der „Tele
graphenUnion“ von vatikaniſcher Seite erfährt, werde bei dem
im April ſtattfindenden Geheimen Konſiſtorium der apoſtoliſche
Nuntius Dr. Frühwirt den Kardinalshut erhalten.
Eine Auszeichnung des Kölner Erzbiſchofs Dr. v. Hartmann
ſolle vorab noch nicht in Ausſicht genommen ſein.

KRochette-Ausſchuß.
Staatsanwalt Lescouve trug die nach dem Verſchwinden

Rochettes eingegangenen Klagen über verſchiedene Geſchäfte vor.
Dem Unterſuchungsrichter wurden vierzehn darüber eingelaufene
Informationen vorgeleſen. Lescouve erklärte, es ſei unzweifel-
haft, daß Rochette von Leuten, die ſich vorbereiteten, ſeine Ge
ſchäfte zu übernehmen und an ſeiner Freiheit intereſſiert waren,
zur Flucht verholfen worden ſei. Jm weiteren Verlaufe der Ver
nehmung, die ſehr lange währte, hielt Staatsanwalt Lescouve die
Ueberzeugung aufrecht, daß auf den Generalſtaatsanwalt Fabre
ſeitens der Regierung ein Druck ausgeübt worden und dieſer auf
den Wunſch des damaligen Finanzminiſters
zurückzuführen ſei.

drien Hébrard, der Direktor des „Temps“, der über ſeine
Schritte bei den Mitgliedern der Regierung in der Chartreuſe-
Angelegenheit vernommen wurde, ſagte aus, man könne zwiſchen
dieſen Schritten und denen in der Rochette- Angelegenheit keine
Parallele ziehen. Er habe ſich der Reihe nach ohne Ausnahme
an jeden Finanzminiſter gewändt, allein in der Hoffnung, für
einen 25jährigen Freund, Marnier, der bei den Gerichten kein
Recht hätte finden können, die Möglichkeit eines Schiedsſpruchs
und einer Verſtändigung zu erlangen. Delahaye, ein Mit-
glied der Kommiſſion, erkannte an, daß es keine Beziehungen
zwiſchen der Rochette- und der Chartreuſe- Angelegenheit gäbe.
Rochette ſei ein Schwindler. Marnier wäre ungerecht geplündert
worden und habe Klage wegen Fälſchung, beſonders gegen den
Rechtsanwalt Bernard, erhoben. Darauf wurde die Sitzung auf-

j gehoben.
Bei dem geſtrigen

Verhör von Frau Caillaux
vor dem Unterſuchungsrichter wiederholte ſie, daß ſie nicht die
Abſicht gehabt habe, Calmette zu töten, ſie habe lediglich die
Briefe von ihm fordern wollen, die in ſeinem Beſitz waren. Sie
ſei allerdings entſchloſſen geweſen, für den Fall, daß er
ſich weigern ſollte, die Briefe herauszugeben, zu
ſchießen, und habe den Revolver für alle Fälle gekauft. Auf
ihre an Calmette gerichtete Frage, ob er den Zweck ihres Beſuches
kenne, habe dieſer verneinend geantwortet. Die Angeklagte ſagte
weiter, die einzige Erklärung für ihr Verhalten ſei, daß ſie völlig
von Sinnen geweſen ſei. Jm weiteren Verlaufe des Verhöres
erklärte Frau Caillaux, daß ſie nur die Wahrheit ſage. Auf die
Bemerkung des Unterſuchungsrichters, daß der Vorbedacht aus
dem Ankauf des Revolvers und aus der Schießübung hervor-
zugehen ſcheine, antwortete Frau Caillaux, ſie habe keine Schieß-
übung vorgenommen, ſondern ſich lediglich mit der Handhabung
der Waffe vertraut machen wollen, da ſie vorher noch niemals
mit einem Revolver geſchoſſen hatte. Als der Angeſtellte der
Waffenhandlung ihr vorgeſchlagen habe, auf eine einen Menſchen
darſtellende Scheibe zu ſchießen, habe ſie keinen Grund gehabt,
abzulehnen, da ſie bei dem Ankauf der Waffe erklärt habe, ſie
brauche den Revolver für eine Reiſe. Jm weiteren Verlaufe
ihres Verhörs vor dem Unterſuchungsrichter bezeichnete Frau
Caillaux den Brief, den ſie an ihren Gatten richtete, als Beweis
däfür, daß ſie noch ungewiß war, ob ſie zum „Figaro“ gehen
ſollte oder nicht. Sie habe geglaubt, den Feldzug Calmettes auf-
halten zu können, wenigſtens ſoweit, als ſie perſönlich betroffen
worden ſei. Sie würde nichts getan haben, wenn ſie nicht der
bevorſtehenden Veröffentlichung der ſie betreffenden intimen
Briefe gewiß geweſen ſei. Den mit „Ton Jo“ unterzeichneten
habe ſie für den erſten einer ganzen Reihe gehalten. Aus den bei-
gefügten Bemerkungen habe ſie klar zu erſehen gemeint, daß
andere folgen würden.

Die Ulſter-Kriſe.
Jm Gegenſatz zu den erſten Tagen der Woche war Dow-

ningſtreet geſtern vormittag, abgeſehen von der verdoppelten
Poligeimannſchaft, faſt verlaſſen. Das Hauptintereſſe richtete ſich
auf die im Kriegsamt ſtattfindende Beſprechung, wozu eine An
zahl Generäle bereits eingetroffen war. Eine große Volks-
menge hatte ſich vor dem Kriegsamt in Erwarkung der Be
ſprechung angeſammelt. Als der Kriegsminiſter eintraf, rief ihm
eine Perſon aus der Menge zu: „Sie ſollten ſich ſchämen!“ Seely
ſchenkte dem Rufe keine Aufmerkſamkeit und begab ſich ins
Miniſterium, wo er ſein Zimmer auffſuchte.

Der König und die Königin ſind geſtern nach-
mittag von Cheſter zurückgekehrt. Premierminiſter Asquith
wurde ſofort nach dem Buckingham-Palaſt befohlen

Jm Unterhaus.
Pole-Carew (Unioniſt) fragte, ob Feldmarſchall French

und Generalleutnant Ewart, die führenden Mitglieder des
Armeerates, um ihre Entlaſſung erſucht hätten. Der Schatz-
kanzler Llohd George erwiderte in Vertretung des Premier-
miniſters Asquith, daß dieſer am Schluſſe der Sitzung eine Er
klärung abgeben werde. Auf die Frage Robert Cecils
(Unioniſt), weshalb der Premierminiſter nicht zugegen ſei, ant-
wortete Lloyd George, daß Asquith ſich nach dem
BuckinghamPalaſt zum König begeben habe. Lloyd George
kündigte ferner an, daß die Beratung der Homerule-Bill am
31. d. Mts. wiederaufgenommen werden würde. Jn den
Wandelgängen des Parlaments wird vertraulich mitgeteilt, daß
Feldmarſchall French und Generalleutnant Ewart um ihre Ent-
laſſung erſucht hätten, die von der Regierung bewilligt worden ſei.

Die angekündigte Erklärung des Pre-
mierminiſters Asquith iſt auf heute ver-
ſchoben worden.

Die Beſprechung der Generale im Kriegs-
amt, an der Feldmarſchall French teilnahm, währte 154
Stunden. Jn der Zwiſchenzeit hatten Premierminiſter
Asquith, Kriegsminiſter Seely und Marineminiſter
Churchill eine Beſprechung in Downing Street.

Dermiſchtes.
Die ſoziale Fürſorge des Kaiſers für ſeine Arbeiter. Aus

Anlaß der neuen Maßnahmen des Kaiſers zur Verbeſſerung der
ſozialen Lage ſeiner Landarbeiter auf der Herrſchaft Cadinen
wird der „Inf.“ von unterrichteter Seite geſchrieben: Die ſozial-
politiſch ſehr intereſſante Neuerung des Kaiſers, jeden ſeiner
Cadiner Landarbeiter mit 1000 Mk. zu verſichern, bildet nur ein
weiteres Glied in der Kette der vorbild lichen ſozialen
Fürſorgemaßnahmen des Monarchen für die Ar-
beiterſchaft auf ſeinen Beſitzungen. Gerade die bemerkenswerte
jüngſte Maßnahme Kaiſer Wilhelms gibt erwünſchte Gelegenheit,
auf die großzügige, wahrhaft muſtergültige Art ſeiner Fürſorge-
tätigkeit hinzuweiſen. Es liegt dem Monarchen vor allem am
Herzen, ſeinen Arbeitern lichte und luftige Behauſungen zu
ſchaffen, überall in ſeinen Muſteranlagen leuchtet als Grund-
gedanke Hygiene und Zweckmäßigkeit hervor. Es iſt ein wahres
Vergnügen, ſich daraufhin die Landhausanlagen anzuſehen, die
der Kaiſer ſeinen Arbeitern erbaut hat. Jn Rominten
beiſpielsweiſe iſt eine ganze Landhauskolonie entſtanden, die
durchaus den Eindruck einer reizenden Villenkolonie im nor
wegiſchen Stil hinterläßt. Alle dieſe Häuschen präſentieren ſich
von innen und außen in ſo ſchmuckem Gewande und entſprechen
ſo ſehr allen Anforderungen moderner Wohnhaushygiene, daß hier
kaum noch Wünſche unerfüllt blieben. Aber damit nicht genug,
hat der Kaiſer für die Kinder ſeines Arbeiterperſonals ul-
hausbauten errichtet, deren Zweckmäßigkeit und wohlgefälliges
Aeußere als vorbildlich für den ländlichen Schulbau überhaupt
bezeichnet werden darf. Auch die geiſtige Anregung, die Zer-
ſtreuung für Kopf und Herz ſeiner Leute bildete ſtets ein Haupt
augenmerk der kaiſerlichen Fürſorgetätigkeit. Auf allen kaiſer-
lichen Beſitzungen ſtehen den angeſtellten Arbeitern, Tagelöwern
uſw. Bibliotheken zur Verfügung, die eine Auswahl des Beſten
aus den geiſtigen Schätzen aller Völker bieten. Daneben hat der
Monarch Lichtbildapparate mit allem Zubehör für ſein Guts-
perſonal angekauft, die ihnen an langen Winterabenden
erwünſchte Unterhaltung und Zerſtreuung bieten ſollen. Daß aber
dem Kaiſer das geſundheitliche Wohlergehen ſeiner Leute über
alles geht, iſt aus folgendem, bezeichnendem, kleinen Zug wohl zu
erſehen: Ueberall da, wo es an einer zweckentſprechenden Bade
vorrichtung mangelt, hat der Kaiſer ſeinen Leuten einen Apparat
überweiſen laſſen, der äußerlich den Eindruck eines Küchentiſches
macht und auch als ſolcher zu verwenden iſt, aber innerhalb
weniger Minuten in eine regelrechte Badewanne durch eine Um
khappborrichtung umzuwandeln iſt und bequem gefüllt und entleert
werden kann.

Großer Ausſtand in Petersburg. Jn vielen Fabriken von
Petersburg haben wegen der Maßnahmen gegen die Arbeiter
preſſe Donnerstag morgen zahlreiche Arbeiter die Arbeit nieder
gelegt. Von 300 000 Fabrikarbeitern in Petersburg ſtreiken
30 000. Kundgebungen, die bei der Einſtellung der Arbeit in
einigen Fabriken verſucht wurden, wurden durch die Polizei
ſofort verhindert.

Schweres Automobilunglück bei Elmshorn. Wie die „Elms-
horner Ztg.“ meldet, wurde auf der Pinneberger Chauſſee ein
Radfahrer, der Arbeiter Paul Wieſener aus Langsloe, von einem
entgegenkommenden Automobil, deſſen Steuerung verſagte, gegen
einen Chauſſeebaum gedrückt und getötet. Das Automobil über-
ſchlug ſich und begrub ſeinen Jnſaſſen, den Gaſtwirt Glißmann
aus Barmſtedt. Glißmann wurde ſo ſchwer verletzt, daß er
ebenfalls ſtarb. Der Chauffeur blieb unverletzt.

Furchtbares Unglück auf den Schienen. Vor dem Bahnhof
Haßleben wurde, wie aus Prenzlau gemeldet wird, der Wagen
des Bäckermeiſters Groß aus Beenz überfahren und zertrümmert.
Die beiden Pferde wurden über hundert Meter weit mitgeſchleift.
Eins geriet unter die Lokomotive und wurde völlig zermalmt.
Auf dem Wagen befand ſich außer dem Bäckermeiſter der Vieh-
händler Schemel aus Haßleben. Beide wurden in ſchwerver-
letztem Zuſtande im Zuge nach Beenz mitgenommen, wo ſie ins
Krankenhaus eingeliefert würden. Der Bäckermeiſter erlag bald
ſeinen Verletzungen. An der Unglücksſtelle befindet ſich ein Bahn
übergang ohne Schranke.

Die Brände in Bombay. Jn Verſicherungskreiſen herrſcht
große Beſtürzung über die wiederholten Brände in den Baum-
wollenlagern. Hier ſind ſeit dem großen Brande am Montag
neun verſchiedene Brände ausgebrochen. Es iſt kaum ein Zweifel
möglich, daß es ſich um Brandſtiftung handelt. Zur Verſtärkung
des gewöhnlichen Bewachungskorps haben zwei europäiſche Ver
ſicherungsgeſellſchaften vorgeſtern 48 Matroſen des Linienſchiffes
„Swiftſure“ zum Schutze der Baumwollenlager eingeſtellt. Geſtern
ſind zwei Brände ausgebrochen.

Letzte Telegramme.
Der Kronprinz in Bad Köſen.

Naumburg, 26. März. Der Kronprinz traf gegen
5 Uhr 45 Minuten in Bad Köſen ein, wo er im Hotel „Zum
mutigen Ritter“ Wohnüng nahm. Er wird morgen ſeine
Reiſe per Automobil fortſetzen.

Preſſeſtimmen zur Reichstagsnachwahl in Borna.
Berlin, 27. März. Zum Ausfall der Stichwahl in

Borna-Pegau glaubt die „Deutſche Tagesztg.“ feſt
ſtellen zu können, daß die rechtsſtehenden Parteien vollauf
ihre Pflicht erfüllt haben. Maßgebend für den Stand der
konſervativen Sache könne das Stichwahlergebnis, ſo be
dauerlich, es im Hinblick auf das Stärkeverhältnis der
Parteien bleibt, in keiner Weiſe ſein. Dafür ſeien allein
die Stimmen der Hauptwahl maßgebend. Die „vVoſſ.
Ztg.“ ſagt: „Mit Borna-Pegau geht ſeit den Hauptwahlen
der Rechten das fünfte Mandat verloren, während zwei
Mandate von der Linken nicht gehalten werden konnten.
Bei den ſeither immer unſicheren Mehrheitsverhältniſſen
im Reichstage bedeutet der ſozialdemokratiſche Wahlſieg
einen wichtigen Gewinn für die dem ſchwarzblauen Block
gegenüberſtehende Linke.“

Preis Flasche 954
Aflasche (Monafe
ausreichend M. 1.50.

Ausland.
175 Millionen für Franzöſiſch-Aequatorial-Afrika.

Die franzöſiſche Kammer hat einen Geſetzentwurf an
genommen, durch den die Regierung von Franzöſiſch-
Aequatorigal- Afrika ermächtigt wird, eine Anleihe von
75 Millionen Francs für den Bau von Eiſenbahnen aufzu-

nehmen.

Jn Rio de Janeiro iſt der Belagerungszu-
ſtand verlängert worden.

Wer Odol konſequent täglich an
wendet, übt nach unſeren heutigen Kennt

niſſen die denkbar beſte Zahn und
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m Unglück auf der Spree.abend urte 28 Leiche des letztenO er T gareg
pfers der Kataſtrophe auf der Oberſpree, die des FräuleiWeidebrecher, gefunden und geborgen. ſo granleb

Nordpolfahrt Amundſens verſchoben.Berlin, 27. hen Laut „Lokalangz.“ erſ rn Nordpolfahrt

Amundſens auf nä Jahr endgiltig verſchoben.
Moſelſchiffahrt eingeſtellt.wieder t 27. v Se die h nach heftigen Regengüſſen

ieder geſtiegen iſt, wurde einer Meldung des „B. T.“ zu iSchiffahrt eingeſtellt. s gulotge de
Schiffszuſammenſtoß im Aermelkanal.Dvover, 27. ite Der Hamburger Dampfer „Kap Finiſterre“

ſtieß geſtern im Aermelkangl mit der norwegiſchen Bark Aeolus“
zuſammen, die nach Cardiff beſtimmt war. Die Bark wurde an
der Backbordſeite beſchädigt und nach Dover geſchleppt. Der
Dampfer ſetzte ſeine Reiſe fort. Es iſt unbekannt, ob er Be
ſchädigungen erlitten hat.

Drei Lehrer vermißt.
Graz, 27. März. Dem „B. T.“ zufolge werden im Raxgebiet

drei Volksſchullehrer aus Mürzzuſchlag vermißt, die ſich auf
einem Ausfluge befanden. Man befürchtet, daß ſte in einen
Schneeſturm geraten und verunglückt ſind. Eine Rettungs

(Wiederholt.)
Zur Aenderung des Militärſtrafgeſetzbuchs.

Berlin, 26. März. Jn der heutigen Sitzung der
27. Kommiſſion des Reichstags zur Beratung der Novelle
zum Militärſtraf geſetzbuch wurde der in erſter
Leſung abgelehnte fortſchrittliche Antrag betreffend
Streichung des ſtrengen Arreſts bei minder
ſchweren Fällen der unerlaubten Entfernung mit
11 Stimmen der fortſchrittlichen Volkspartei, der Sozial
demokraten und der Polen gegen 9 Stimmen in zweiter
Leſung angenommen.

vBerlin, 26. März. Zum Schluß der heutigen Kom
miſſionsſitzung über die Novelle zum Militärſtraf-
geſetzbuch erklärte der Kriegsminiſter, daß das
Geſetz in der Faſſung, die es durch die Kommiſſionsbeſchlüſſe
erhalten habe, für die Heeresverwaltung unannehmbar ſei.
Ein deutſcher Jngenieur beim Bagdadbahnbau erſchoſſen.

Konſtantinopel, 26. März. Der am Bagtſche-Tunnel
der Bagdadbahn beſchäftigte deutſche Jngenieur Otto
Art überfiel in einem Anfall von Wahnſinn den ſchweize
riſchen Jngenieur Rettich, der an der Bohrung des
großen Taurustunnels der Bahn arbeitet. Axt wurde von
Rettich in der Notwehr erſchoſſen. Der deutſche
Konſul in Adana hat ſich an Ort und Stelle begeben, um
die Unterſuchung einzuleiten.

Dampferkataſtrophe.
Honolulu, 26. März. Der den Verkehr zwiſchen

den Jnſeln vermittelnde Dampfer „Mani“ iſt, wie
verlautet, auf der Höhe von Pearl Harbour in die Luft
geflogen. Die geſamte, aus 12 Mann beſtehende
Beſatzung wurde getötet. Dex Dampfer hatte
Exploſivſtoffe an Bord und war geſtern von
Honolulu nach Kaugai in See gegangen.

Börſen- und Handelsteil.
Ueber die Lage des Rohzuckermarktes

während der Woche vom 17. bis 283. März wird der „BörſenZtg.“
aus Magdeburg geſchrieben: Jm allgemeinen zeigte der Fabrik
zuckermarkt ein etwas lebhafteres Geſchäft; die höheren Gebote
der Raffinerien veranlaßten die Fabriken zu größeren Abgahben.
Die Kaufluſt der Raffinerien war ſtellenweiſe lebhafter, ange
regt durch die beſſere Nachfrage des Jnlandbedarfs ſowie durch die
höheren Kurſe in NewYork; immerhin war aber bie Kaufluſt der
i keine allgemeine, da das Geſchäft in Granulated mit
England nahezu völlig ruhte. Die amtlichen Preisfeſtſtellungen
zeigen eine Beſſerung von 5 Pf. die 50 kg. Die höchſtbegzahlten
Preiſe dieſer Woche waren annähernd 9,20 ohne Sack, für April
Lieferung und Freilager Mai, für prompte Zucker 9,1216
ohne Sack, die 50 Kg, frei hier, Tarif 1. Das Geſchäft in neuer
Ernte war gering. Ein anhaltiſcher Zucker erzielte annähernd
9,25 ein Halliſcher Zucker 9,30 K. ohne Sack, die 50 kg,
ab Station; ein hieſiger Zucker wurde zu 9,80 ohne Sack, frei
hier, Tarif 1, umgeſetzt. Jn Nacherzeugniſſen blieb das
Angebot klein und wurde von den Raffinerien zu unveränderten,
teilweiſe 5 Pf. die 50 kg höheren Preiſen aufgenommen. Der
Verlauf des heutigen Marktes war ruhig, die amtliche Preisfeſt-
ſtellung er für: Kornzucker Grundlage 88 Proz. Rend. 8,85
bis 8,95 Nacherzeugniſſe Grundlage 75 Proz. Rend. 6,85
bis 7,05 beides ohne Sack, die 50 kg, ab Stationen. Der
hieſige amtliche Freitagsbericht gab die Umſätze mit 394 000
Zentner (lediglich Zucker aus erſter Hand) an. Sonſt meldeten
Hamburg 167 000 (erſte und zweite Hand), Braunſchweig 174 000,
Halle 80000, Danzig 60000, Stettin 26 000 und Breslau
220 000 Zentner. Jn Raffinaden war das Geſchäft in April-
Mai- Lieferungen in der erſten Wochenhälfte ziemlich lebhaft; man
zahlte 18,3716 ſpäter 18,25 in der zweiten Wochenhälfte
konnte das Geſchäft ſelbſt zu den ermäßigten Preiſen nicht weiter
vorankommen. Granulated leblos, die engliſchen Gebote
genügten den deutſchen Raffinerien nicht. Am Terminmarkt
war am Dienstag Mittwoch die Haltung recht ruhig, teilweiſe
ſogar ſchwach, wobei laufende Ernte 76 bis 10 Pf., neue Ernte
nicht ganz 5 Pf. die 50 kg nachgaben. Veranlaßt wurde dieſe
Abſchwächung durch die hohen Ankünfte in Kuba. Jn Hamburg
ſollen in den letzten Tagen größere Mengen Zucker angekommen
ſein, die zu Andienungszwecken zur Verfügung ſtehen, ſodaß am

luß des Monats kleine Ueberraſchungen eintreten könnten,
zumal Glattſtellungen wegen des bisherigen Ausbleibens von An
dienungen bislang hinausgeſchoben wurden. Die Oſterfeiertage
ſtehen vor der Tür, hierdurch wird das Geſchäft eher noch eine
weitere Einſchränkung erfahren. Nach den Feiertagen dürften
dann die Glattſtellungen in Mai Lieferung beginnen, die zwar
in gewiſſen Kreiſen teilweiſe vorgenommen ſein ſollen, jedoch im
allgemeinen noch nicht weit vorgeſchritten ſind. Die Elbſchiffahrt
iſt auf allen Umſchlagsplätzen wieder aufgenommen worden. Der
Verlauf des heutigen Marktes war ruhig, die amtliche Preisfeſt-
ſtellung ergab für Kornzucker Grundl. 88 Proz. Rend., die 50 kg,
fob Hamburg: März 9,25 Gd., 9,271 M Br., 9,272 bz., April
9,25 Gd., 9,2716 A. Br., Mai 9,3216 A. Gd., 9,35 Br., 9,35
und 9,3214 verb. „3216 l bez., Juni 9,40 Gd., 9,4234 A. Br.,
Juli 9,4734 Gd., 9,50 Br., Auguſt 9,55 Gd., 9,571. G Br.,
9,5714 bz., September 9,5714 A. Gd., 9,60 A. Br., OktoberDe-
zember 9,55 Gd., 9,5714 A. Br., 9,5734 und --,55 verb., Januar-
März 9,70 Gd., 9,72160 A. Br. Das Hamburger Ge-ſamtlager hat 27 000 de zugenommen gegen 34500 z Zu-
nahme 1913 und 2200 dz Abnahme 1912. Das wirklich feſte Lager
hat ſich um 100 dz vermindert gegen 300 und 2000 dz Zunahm
in den beiden Vorjahren. Angekommen ſind 16 000 d deutſche
und 2000 z öſterreichiſche, insgeſamt 18 000 dz Rohzucker, ferner
98 500 dz deutſche und 44200 d öſterreichiſche, e ne
142 700 äz Raffinaden. Verſchifft wurden 11500 dz Rohzucker
nach England, ferner 122 200 d4z Raffinaden.

Mittwoch teils ruhig, teils ſchwächer auf Grund der hohen Zufuhren in Kuba ſonſe auf die Preisrückgänge in New-York. Jn

der zweiten Wochenhälfte überwog eine ſtetige Auffaſſung, veran
laßt durch Nachrichten von deutſchen Märkten ſowie durch höhere
Kurſe in Schlußpreiſe am Sonnabend mittag fürBeet, 88 Proz. Rendement, per cwt. fob Hamburg: März 9 ſh.228 d. Wert, April 9 ſh. 256 d. Wert, Mai 9 ſh. 334 d. Käufer
Auguſt 9 ſh. 6 d. Käufer, Oktober- Dezember 9 ſh. 6 d. r

Am Pariſer Markt war die Stimmung zunächſt ruhig,
ſpäter trotz beſſerer Auslandsnachrichten träge. Schlußpreiſe am
Sonnabend mit für Weiß Nr. 3 die 100 kg: März 32,50 Fr.
Abgeber, April 82,50 Fr. Käufer, Mai- Auguſt 32,8726 Fr. Ab
geber, Oktober-Januar 31,8714 Fr. Käufer.

Am Ankwerpener Markt war die Stimmung in der
erſten Wochenhälfte ruhig bis ruhiger, in der zweiten behauptetDie hol ländiſchen Klätze meldeten durchweg ruhige Hal
tung mit kaum veränderten Preiſen.

m Prager Markt waren die Tendenzen für Termine
ruhig bis ſtetig.In NewYork blieben die Preiſe zunächſt unverändert, am

Freitag wurden ſie um 3 Punkte erhöht. Die lußPromptnotiz
lautet 3,01 c. bzw. 2,98 c. für Zentrifugalzucker. Das Geſchäft
in Kubazuckern, März und April-Abladung, war bedeutend.

Die Witterung in Deutſchland brachte bis einſchließlich
Mittwoch überall mehr oder weniger ausgiebige Niederſchläge; ſeit
Donnerstag iſt es allſeitig trockner geworden, ſodaß auf leichten
Böden, wo die herrſchenden lebhafteren Winde die obere Acker
krume ſchnell wieder abtrockneten, Feldarbeiten durchgeführt
werden konnten.

Mitteldeutſche Creditbank.
Jn der Generalverſammlung wurden ſämtliche Anträge der

Verwaltung genehmigt und die Verteilung einer Dividendevon 1614 rbgent beſchloſſen. Neu gewählt in den Auffichtsrat

wurden die Herren Fritz Hartmann, Direktor der Deutſchen
Hypothekenbank-Meiningen in Berlin, und Dr. Albert Sond-
heimer in Firma Beer, Sondheimer u. Co. in Frankfurt a. M.

Volksverſicherung.
Jn Nr. 769 der Volks wirtſchaftlichen Zeitſchrift: „Die Spax

kaſſe“ finden ſich folgende Auslaſſungen des Geſchäftsführers des
Deutſchen Sparkaſſen Verbandes L. Götting, um deren Ver-
öffentlichung wir gebeten werden:

„Der Deutſche Sparkaſſen-Verband hat am 6. Degember 1913
einſtimmig eine Arbeitsgemeinſchaft und ein Muſterabkommen
der öffentlichen Sparkaſſen mit der öffentlichen Volksverſicherung
beſchloſſen. Bei dieſem Beſchluſſe hat er ſich davon leiten laſſen,
daß von den in Betracht kommenden Verſicherungen die öffentlichen
Volksverſicherungen hinſichtlich Organiſation, Betrieb und Ver
trauen bei der Bevölkerung den öffentlichen Sparkaſſen am ähn-
lichſten ſind. Jhr gleicharkiger Aufbau auf kommunaler Grund
lage ſichert beiden eine Gleichartigkeit der r hinſichtlict;
der Löſung der Aufgabe im gemeinnützigen Sinne zum Wohle
der geſamken Bevölkerung unler Ausſchaltung aller politiſchen,
konfeſſionellen und wirtſchaftlichen Gegenſätze. Neuerdings bietet
entgegen dieſem Beſchluß die „Deutſche Volksverſicherungs-Akien
geſellſchaft eine Gründung der privaten Lebensverſicherungen,
das gleiche Abkommen den einzelnen Sparkaſſen an unker Ueber
bietung der Gegenleiſtungen, deren Aufbringung nur auf Koſten
der Verſicherten möglich iſt.

„Die VerbandsSparkaſſen. werden darauf aufmerkſam ge
macht, daß zur Wahrung der Gemeinnützigkeit, zur Gewähr-
leiſtung eines möglichſt billigen und wirkſamen Verſidherungs-
ſchutzes und im Intereſſe der geſchloſſenen nationolen Wirkung
unſerer Organiſation eine Zerſplitterung zu vermeiden iſt, und
das gleichmäßige Vorgehen nach den Vorſchlägen der Unterver-
bände geboten erſcheink.“

„Die öffentlichen Sparkaſſen mögen ſich daher nicht irre
machen laſſen und an dem wohlerwogenen Verbandsbeſchluſſe feſt
halten. Für Preußen liegt übrigens gemäß dem Miniſteriol-
erlaſſe vom 23. Dezember 1913 nur die Genehmigung der Arbeits
gemeinſchaft mit der öffentlichen Volksverſicherung vor.“

Schwarzburgiſche Landesbank zu Sondershauſen. Jn der
Generalverſammlung wurde Jahresbericht und Bilanz ſowie Ge
winn und Verluſtrechnung für 1913 einſtimmig genehmigt und
die ſofort zahlbare Dividende auf 5 Prozent feſtgeſetzt.
Für den aus dem Aufſichtsrat ausſcheidenden Generalkonſul Max
Baer trat der Bankier Siegfried Baer, in Firma C. Schle
ſinger, Trier Co., Kommanditgeſellſchaft auf Aktien-Berlin, ein.
Die übrigen ausſcheidenden Mitglieder des Aufſichtsrates wurden
wiedergewählt. Von dem wegen Krankheit erfolgten Ausſcheiden
des Herrn Finanzrat Muhle aus dem Vorſtand wurde mit Be
dauern Kenntnis genommen. 4Gothakr Privatbank Akt.Geſ. in Gotha. Die General
verſammlung hat die Verteilung einer Dividende von 63
Prozent genehmigt.

Berliner Produktenbörſe.
Berlin, 26. März. (Eigener Drahtbericht.)

Bei ruhigem Geſchäft war die Tendenz am Getreidemarkt im
allgemeinen etwas ſchwächer, namentlich in Rückwirkung der
geſtrigen niedrigen Auslandsnotierungen und der recht geringen
Unternehmungsluſt. Jn Weizen zeigte ſich bei ziemlich behaupte-

ten Preiſen ſtilles Geſchäft. Für Roggen lag einiger Deckungs-
begehr vor. Die Preiſe waren aber wenig verändert. Hafer war
ſtetig. Mais und Rüböl waren geſchäftslos. Wetter: bewölkt.

Schlußbörſe.
Weizen: Mai 198,26, Juli 203,00, Septbr. 196,00 .4; ruhig.
Roggen: Mai 160,25, Juli 163,00, Sephbr, 160,25 behauptet.

Hafer: Mai Juli ruhig.Mais: Mai Juli ruhig.Rüböl: März Mai 65.90, Okt. geſchäſtslos.

Produkten- und Warenmärkte.
Getreide, Hülſenfrüchte, Futtermittel

Berliner Frühmarkt. (Amtl. Notierungen.) Berlin, 26. März.
Weizen (Normalgew. 755 g): Mais (p. 1000 kg) frei Wagen

Loko inl.*) (per 1000 kg) 1883--192 Amerik. mir.

abfallender runder 146 150Mai OdeſſaJuli d weißer Natal SSeptember Erbſen (per 1000 kg):
Roggen(Normalgew. 712 g): Jnl. u. ruſſ. Futterware

Loko inl.“)(per 1000 kg) 155 mittel 172 184
abfall. h feine Taubenerbſen 185 205Mai ViktorigerbſenJuli u Kleine Kocherbſen 2Dezbr. Weizenmehl (per 100 kg)Gerſtef) (per 1000 kg) Nr. 00 brutto einſchl. Sack
Fulterg., leichte inl. 143--148 ab Bahn u. Speicher 22.00--27.25

do. ſchwere 149 159 Roggenmehl (ver 100 kg):
Wintergerſte, inländ. Nr. 0 u. brutto einſchl. Sack
ruſſ. u. Donau leichte ab Bahn u, Speicher 18.70--21.20
amerikan, Weizenklete:Hafer (Normalgew. 460 g): grobe und feine 11.00 11.50
Jnl.**) ſein (p. 1000kg) 167--180 Roggenkleie 9.90 10.40
do, mittel do. 151--166 Seradella
do. gering do. a Lupinen, gelbe
mit Geruch blauea

ab Bahn und frei Wagen. frei Wagen und ab Bahn.

Auf den engliſchen Märkten war die Stimmung bis Berliner Mittagsbörſe. (Notierung der Produktenbbrſe.)
Weizen (Normalgew. 755 g): i gkermalgew. 0

o Pe 19 nländ. fein zr t00088) ad Bay mittel 148-163, gering

Mai 198 198 196 Avril rJ 2023, 263 Mai 7ept. 1955 196 Juli nOktober Dezör.Rog gen (Lormalgew. 712 vo ben Ah e vgy
p. toooug)ab e du 2 ab Bahn u. Speicher 22.00--27.25
a 169 160 (feinſte Marken über Notiz).
uli 162 165 Roggenmehl (per 300 kg)

109 b Bahn 20Mais (ohne Ang. d. Prov.): Jan. Juli.
amerikan, mixed a Rüböl (per 100 kg in Faß):
runder 148 149 (ab Kahn) Mai 65.90

Jan. Dezbr. Br.Kartoffeln. Kartoffelmehl. Stärke.
Magdeburg, 26. März. Prima ſtartoffelmehl und Stärke

prompte Lieferung in Mengen von 10000 kg Parität frei Magdeburg
netto Kaſſe 18,25--18,75 Mk. Tendenz: ſtill.

Berlin, 26, März. Trockene Kartoffelſtärke und Kartoffelmehl
März April 18,75 Mk., ſeuchte Stärke 9,60 Mk.

Spiritns.
Hamburg, 26. März. Spiritus, roher Kartoffel in Mark

per 100 Liter à 100 o. Tendenz feſt. Ohne Faß. Regulierungs-
preis 21 Mk., März 31 G., März April 31 G., April-Mai 31 G.
inkl. EiſenbandSpiritusſtücke je 5,75 Mk. höher.

Paris, 26. März. Spiritus ruhig, März 42,25, April 42,62
Mai Auguſt 43,76, September- Dezember 42,50.

Oele and Oelfrüchte.
Köln, 26. März. Rüböl loko 72,00, Mai 71,00.
Hamburg, 26. März. Rüböl ſtetig, loko verzollt 68,00.
Amſterdam, 26. März. Leinöl flau, loko April 28,

Mai Auguſt 28 Septbr. Dezbr.
Paris, 26. März. Rüböl ruhig, März 79,60, April 78,25,

Mai- Auguſt 77,50, Septbr. Dezbr. 77,50.
Zucker.

W. Hamburg, 26. März. Rüben Rohzucker 1, Produkt Baſis 88
Rendement, neue Uſance, ſrei an Vord Hamburg, per 80 Kilo
per März 9,22!/2, per April 9,22 per Mai 9,30, per Auguſt 9,52
per Oktober Dezember 9,55, per JanuarMärz Tendenz: behauptet.

W. London, 26. März. Rüben Rohzucker 88 März 89 ſh.
2 d. Wert, ruhig. Javazucker 96 prompt 9 ſh. 9d,
nominell, ruhig.

Kaffee.
Hamburg, 26. März. Kaffee-TerminNotierungen. (Nur für

Good average Santos.) März 47 G., Mai 474 G., Septbr. 482/2 G.,
Dezember 49/, G. Tendenz: ſtetig.

Amſterdam, 26. März. Javaſaffee, good ordinary, behauptet,
loko 40S Savre, 26. März. Kaffee Good average Santos März 58

Mai 58/,, September 598,, Dezember 602 Tendenz: ſtetig.
W. Rio de Janeiro, 25, März. Kaſſee, Zufuhren 6000 Sack

in Rio, 9000 Sack in Santos.
Wolle und Baumwolle.

Bremen, 26, März. Baumwolle, matt.
loko 64,25 Mk.

Antwerpen, 26. März. Wolle. La Plata-Kammzug Type B
Mai 6,50, Juli 6,45, September 6,37 November 6,32
Januar 6,27 Tendenz: Ruhig.

Liverpool, 26. März. Baumwolle Umſatz 8000 Ballen,
davon für Spekulation und Export B. Ballen. Tendenz: Willig.

Amerikaniſche middling Lieferungen Stetig. Per Juni
per März April 6,72, per April-Mai 6,64, per MaiJuni 6,63, per
Juni-Juli 6,57, per Juli-Auguſt 6,52, per AuguſtSeptember 6,41,
per September-Oktober 6,25, per Oktober- November 6,16, per Novbr.
Dezember 6,11, per Dezember-Januar 6,09.

Metalle.
Amſterdam, 26. März. Baneazinn ſtetig, loko 118,
London, 26. März. Blei, ſpan., 197/, Lſirl., engl. 197 Lſtrl.,

Zinn Ja Lſtrl., Zink 22/, Lſtrl., ChiliKupfer 65 Lſtrl,, 3 Monate
652 Lſtrl.g. Glasgow, 26. März. (Schlußbericht.) Roheiſen ſchwach.

Middlesborough Warrants per Kaſſa 50 sh. 8 d.
Schlachtviehmärkte.

Leipzig, 26. März. Berichtüber den Schlacht vie h
markt auf dem ſtädtiſchen Viehhofe zu Leipzig. (Amtlicher Bericht),
Auftrieb: 180 Rinder (48 Ochſen, 33 Bullen, 6 Kalben, 91 Kühe.
2 Freſſer (gering genährtes Jungvieh), 826 Kälber, 273 Schafe, 2034
Schweine zuſammen 3313 Tiere. Preiſe: Ochſen: I.
II. 83-—88, III. 77--82, IV. 70--76, V. A für 50 ag
Schlachtgewicht. Bullen: I. 81--83, II. 79--80, III. 77--78,
VI. 75--76, V. M für 50 kg Schlachtgewicht. Kalben und

Kühe: I. emg z e r en u leür 50 kg Schlachtgewicht. reſſer (gering genährtes Junge x Ka a e7 I. II. e III. 58--63, IV. 50--57,
V. A. für 60 kg Lebendgewicht. Schafe: I. 48--50,
II. 45--47, III. IV. V. C für 50 kg Lebendewicht, Schweine: I. 61, II. 58--60, III. 57--88,v. 55 86, V. 5255 für 50 Kg Schlachtgewicht. Ueber-
ſtand: Rinder 39, davon Ochſen 16, Bullen 3, Kühe 20, Kalben
Kälber 4, Schafe 109, Schweine 94. Geſchäft sgang: Rinder
ſchlecht, Kälber, Schafe und Schweine mittel.

Neueſte Handels-Depeſchen.
W. New-York, 26. März. Roter Winter-Weizen loko 106!/,,

per Dezbr. per Mai 101 per Juli 972/,, per Sept. 95,.
Mais per Mai T per ver Sept. Mehl 4,05
Getreidefracht nach Liverpool 1,.

Chieago, 26. März. Weizen per Mai 93/,, per Jult 89
per Sept. 88*/. Mais per Mai 688/,, per Juli 682,, per Sept. 68

W. New-York, 26, März. Petroleum Standard white in New
York 8,75, do. in Philadelphia do. in Refined Caſes 11,25, do.
Credit Balances at Oil City 2,59. Kupfer 13,75 14,37.

W. New-York, 26, März. Schmalz Weſternſteam 10,87, Rohe
und Brothers 11,15.

Waſſerſtände von Saale und Unſtrut.
(Siehe auch Waſſerſiandsberichte in der erſten Ausgabe.)

Straußfurt, 25. März 2,75, 26. März 2,70, Grochlitz
2,46, 2,37, Nebra Oberp. 2,54, 2,40, Untp. 2,46,
2,32, Brückenp. Köſen 2,28, 1,30, Weißenfels

Untp. 1,76, 1,68, Trotha 3,34, 3,24, Alsleben 2,98,
2,86, Bernburg 2,60 2,48, Calbe Oberp. 2,15, 210

Untp. 2,64, 2,50, Grizehne 2,69, 2,65,

Verantwortlich:
für Politik: Rechtsanwalt Dr. Straſſer; für Deutſches Reich,
Ausland und Vermiſchtes: M. Ebeling; für Oertliches, Ge-
richtsſaal, Kunſt und Kongreſſe: H. Mieſchner; für Provinz,
Handel, Feuilleton und Allgemeines: G. P. Kohlmann; für den
Anzeigenteil: P. Kerſten; Schlußredaktion: A. Berwecke, ſämtlich
in Halle (Saale).

Sprechſtunden für Politik und Theaker von 10 bis 11 Uhr,
für alle übrigen Abteilungen von 8 bis 1 Uhr wort

Alle die Redaktion betreffenden Zuſchriften ſind nicht per
i oder an die Expedition bezw. den Verlag, ſondern lediglich
an die

„Redaktion der Halleſchen Zeitung in Halle (Saale)“

Upland middling

zu richten.

Bunhb für Handel und Industrie er Filiale Hatle a S Aktien Kapital und Reserven?
192 Millionen MarkK. z
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Preußiſcher Landtag.
Abgeordnetenhaus.

Sitzung vom 26. März 1914.
Am Regierungstiſche: Dr. Lentze.

Präſident Dr. Graf v. SchwerinLöwitz eröffnete die

in z i Uhr.uf der Tagesordnung ſtand zunächſt die dritte Beſe e ine betr. die deren des Ge
lezes über die Fürſorgeerzi Mie e rziehung Minderg. Lieber (Natlib.): Der Abgeordnete Hirſch-Berlinhat gewünſcht, daß die Hortevereine n Da-
mit ſind wir einverſtanden und dasſelbe bezweckt ja auch
unſer Antrag.

Der Geſetzentwurf wurde unverändert nach den Beſchlüſ
ſen zweiter Leſung endgültig genehmigt.

Darauf wurde die zweite Beratung des Staats
alt setate für 1914 mit dem Etat der direk-

en Steuern fortgeſetzt.
Auf Vorſchlag des Abg. v. Kardorff (Freikonſ.) wurden
mit den Einnahmen die Ausgaben für die Vorſitzenden der
Veranlagungskommiſſionen verbunden.

Abg. v. HennigsTechlin (Konſ.): Die ſteuerliche Ent
wicklung in Preußen hat einen erfreulichen und normalen
Verlauf genommen. Daneben darf man jedoch nicht ver
kennen, daß die ſteuerliche Anſpannung durch direkte

Steuern ganz enorm iſt. Den Einzelſtaaten müſſen in der
Hauptſache die direkten Steuern überlaſſen bleiben, wäh
rend für das Reich die indirekten Steuern die Baſis geben
ſollen. Die Einzelſtaaten haben große und bedeutende Kul-
turaufgaben zu erfüllen; ſie müſſen deshalb ihre Steuer-
politik weiter ausbauen. Die Steuerzuſchläge dürfen, weil un
ſer Etat gerade durch ſie balanziert, jetzt richt abgeſchafft wer
den. Wir müſſen erſt die Entwicklung der Verhältniſſe in den
nächſten Jahren abwarten. Bei unſerer Selbſteinſchätzung
iſt es unbedingt notwendig, ſo genau wie möglich ein
zuſchätzen. Wir werden deshalb für ein Geſetz ſtimmen,
welches hier volle Gerechtigkeit ſchafft. Die Vorwürfe gegen
die Agrarier und die Großgrundbeſitzer, daß ſie ſich zu
gering einſchätzen, ſind ungerecht. Wir wünſchen, daß bei
der Steuerveranlagung die perſönlichen Verhältniſſe mög
lichſt Berückſichtigung finden. Wir haben Bedenken dagegen,
noch weitere Stellen für vollamtlich angeſtellte Veran-
lagungskommiſſare einzurichten. Die vollamtlichen Ver-
anlagungskommiſſare ſehen ihre Aufgabe darin, auf die
kleinen und mittleren Einkommen einen Druck auszuüben;
eine derartige zu weitgehende Steuerſchnüffelei wird bei
den kleinen und mittleren Leuten eine bedenkliche Aufregung
hervorrufen. Ich ſchließe mit der Bitte, daß alle Parteien,
auch im Reich, ſich vor die Steuerquellen der direkten
Steuern ſtellen, damit Preußen ſeinen Kulturaufgaben
gerecht werden kann.
Finanzminiſter Dr. Lentze: Es iſt zurzeit unmöglich, die

Steuerzuſchläge
herabzuſetzen oder aufzuheben. Die Einnahmequellen in
unſerem Staatshaushaltsetat ſind nicht derartig gewachſen,

daß die Steuerzuſchläge entbehrt werden könnten, um die
laufenden Bedürfniſſe des Staatshaushalts zu decken, wenn
wir nicht von anderer Seite einen Erſatz für ſie erhalten.
Ob erhebliche Mehreinnahmen infolge des Wehrgeſetzes
herauskommen werden, läßt ſich noch nicht ſagen. Aber ſelbſt

geſetzt, wir hätten infolge des Generalpardons erhöhte Ein-
nahmen, ſo müſſen wir doch auch berückſichtigen, daß ihnen

erhöhte Ausgaben gegenüberſtehen, z. B. für den Volksſchul-
laſtenausgleich. Aus dieſem Grunde kann ich nicht in Aus
ſicht ſtellen, daß innerhalb der nächſten Zeit dem Hauſe eine
Steuernovelle vorgelegt werden kann. Die Steuerver-
anlagung iſt eine

reine Wiſſenſchaft
geworden. Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion
muß ſich ſowohl über die Verhältniſſe einzelner Perſonen
als auch ganzer Gruppen alle Unterlagen verſchaffen, die
eine ſachgemäße und zutreffende Veranlagung ermöglichen.

kann auch nicht zugeben, daß ein haupt-
amtlicher Kommiſſar anders daſteht als ein neben
amtlicher. Wenn ein hauptamtlicher Kommiſſar ſeine Auf
gabe erfüllt und die Einzelheiten prüft, ſo kann er
ſeine Aufgabe geradeſo liebevoll erfüllen, wie der Landrat.
Die Staatsregierung ging nun davon aus, daß überall da,
wo der Vorſitzende nur nebenbei die Steuergeſchäfte miter-
ledigen kann, beſondere Steuerkommiſſare eingeſetzt werden.
Zu meinem lebhaften Bedauern ſind verſchiedene Kom-
miſſare von der Kommiſſion geſtrichen worden. Jch bitte
das Haus, dieſem Beſchluß nicht beizutreten. Wir können
nicht die Verantwortung übernehmen, wenn die Streichung
aufrechterhalten wird. Es iſt notwendig, daß in Stadtkreiſen
der Vorſitzende ein hauptamtlicher iſt.

ren iſt von den Abgg. Frhr. v. Zedlitz, v. Kar
dyrff (Freikonſ.) und Gen. der Antrag eingegangen:

die Regierung zu erſuchen, ſobald ſich die Höhe des
dauernden Bedarfs an Einnahmen aus den direkten
Steuern überſehen läßt, Geſetzentwürfe für deren Neu
ordnung zu dem Zwecke vorzulegen, baldmöglichſt dem
Mittelſtande und den ärmeren Steuerzahlern die für ſie
in der vorigen Tagung in Ausſicht genommenen Vor
teile und Erleichterungen zuzuwenden und eine vollſtän-
dige und gerechte Veranlagung aller Einkommen und
Vermögen ſicherzuſtellen.
Hierzu beantragen die Abgg. Dr. v. Campe, Schiffer

Magdeburg (Natl.) und Gen.: Vor den Worten „ſicherzu
ſtellen einzuſchalten: vornehmlich auch durch übertragung
des Veranlagungsgeſchäftes an finanztechniſch beſonders
vorgebildete Beamte.

Abg. Herold (Ztr.): Bei der günſtigen Lage unſerer
ſteuerlichen Verhältniſſe, können wir auf die Steuerzuſchläge

ſehr gut verzichten. Das Kinderprivileg muß immer
intenſiver und wirkſamer ausgeſtaltet werden. Allerdings
müſſen dann die Normalſätze erhöht werden. Sehr ſtrittig
iſt die Frage, ob die Veranlagung durch beſondere Steuer
kommiſſare oder durch Landräte vorgenommen werden ſoll.
Die große Mehrheit meiner Freunde ſteht auf dem Stand
punkte, daß es im allgemeinen beſſer iſt, daß die Landräte
dieſe Aufgabe übernehmen, weil ſie mehr Fühlung mit den
praktiſchen Verhältniſſen haben. Der Antrag der Budget
kommiſſion, bei der Ergänzungsſteuer die Schätzung des.
Ertragswertes bei dauernd land oder forſtwirtſchaftlichen

ſetzlichen Vorſchriften verletzt ſind oder nicht.

Beilage zu Nr. 146 der Halleſchen Zeitung
Landeszeitung für die Provinz Sachſen, für Anhalt und Thüringen.

27. März 1914.

Zwecken dienenden Grundſtücken in Ubereinſtimmung zu
bringen mit dem Geſetz über den einmaligen außerordent-
lichen Wehrbeitrag, deckt ſich mit einem Antrag, den meine
Partei in der Kommiſſion geſtellt hat.

Generaldirektor der direkten Steuern Heinke: Der Fi-
nanzminiſter kann nicht anerkennen, daß irgend ein Wider-
ſpruch beſteht zwiſchen den von ihm ergangenen An

emrungsvorſchriften und dem Reichsgeſetz, zu
der Bundesrat die Ausführungsvorſchriften erlaſſen hat.
Die Ausführungsbeſtimmungen des Fi
einwandfrei. Die Veranlagung iſt jetzt bereits in vollem
Gange, es iſt ganz unmöglich, jetzt noch nachträglich neue
Peltimmingen für das Veranlagungsgeſchäft aufzuneh

Abg. v. Kardorff (Frelkonſ): Die Ergebniſſe der Ein
kommenſteuer zeigen, daß die mittleren und kleinen Einkom-
men in höherem Maße geſtiegen ſind als die großen. Das
beweiſt, daß wir mit unſerer Wirtſchaftspolitik

auf dem richtigen Wege
ſind. Wir ſind der Anſicht, daß der Landrat, der die Steuer
verhältniſſe kennt, die wünſchenswerten Reſultate bei der
Veranlagung erzielen wird. Die preußiſchen Finanzen ſind
durch die Vorgänge der letzten Jahre in ihren Grundlagen
erſchüttert worden. Jch hoffe, daß damit ein für allemal
ein Ende gemacht wird. Denn durch ſolche Politik wird
der bundesſtaatliche Charakter des Reichs untergraben.

Abg. Dr. von Campe (Natl.): Die endgültige Regelung
der Steuerzuſchläge kann nur erfolgen, wenn wir genau
wiſſen, welche Aufgaben der Staat in der Zukunft zu löſen
hat. Wir müſſen deshalb ernſtlich an eine

Reform der direkten Steuern
denken. Wir müſſen die hauptamtlichen Steuerkommiſſare
bekommen, um die Einkommen ganz erfaſſen zu können,
und beantragen daher, die 15 geforderten Stellen zu bewil
ligen. Das Volk würde zu den Kommiſſaren mehr Ver
trauen haben als zu den Landräten.

Abg. Dr. Vachnicke (Fortſchr. Vpt.): Die Steuerzuſchläge
waren bei ihrer Einführung als ein Proviſorium gedacht.
Die Landräte ſind für die Veranlagung nicht geeignet, weil
ſie außer der ſtarken Überlaſtung mit Amtsgeſchäften auch
noch politiſche Sorgen haben und außerdem ihre Stellung
a nur als Übergangsſtation zu höheren Poſten auf-
aſſen.
Abg. Ströbel (Soz.): Wir fordern eine ſtärkere Heran

ziehung der großen Einkommen und bitten um Annahme
unſeres Antrages, wonach die geringen Einkommen in
höherem Maße als bisher von der Steuer befreit werden
ſollen. Die Steuerzuſchläge ſollten bei Einkommen über
6000 Mark beibehalten werden.
GHierauf wurde die Weiterberatung auf Freitag 10 Uhr
vertagt. Außerdem kleinere Etats und Petitionen.

Schluß 5 Uhr.

Deutſcher Reichstag.
Sitzung vom 26. März 1914.

Am Bundesratstiſche: Dr. Lisco, Kraetke.
Das Haus iſt ſehr ſtark beſetzt.

Präſident Dr. Kaempf eröffnete die Sitzung um 24 Uhr.
Nachdem eine Anzahl von Petitionen gemäß dem An

trage der Petitionskommiſſion als ungeeignet zur Erörte-
rung im Plenum erklärt worden war, wurde das Not
etatsgeſetz in dritter Beratung ohne Debatte nach den
Beſchlüſſen zweiter Leſung gegen die Stimmen der Sozial
demokraten definitivgenehtmigt.

Es folgten Berichte der Wahlprüfungskommiſſion.
Die Wahl des Abg. v. Brederlow (Dtſchkonſ.) (10 Kö-

nigsberg) wurde für gültig erklärt.
Die Wahl des Abg. Hoeſch (Dtſchkonſ.) (2 Magdeburg)

e ngte die Wahlprüfungskommiſſion für ungültig zu
erklären.

Die Deutſchkonſervativen beantragten Gültigkeits-
erklärung der Wahl.

Abg. Frommer (Dtſchkonſ.): Als ich meine Abſicht zu er
e gab, über den Fall Hoeſch zu ſprechen, wurde mir
geſagt:

Wuahlprüfungsfragen ſind Machtfragen
und Sie müſſen ein großer Jdealiſt ſein, um ſich einen Er
folg zu verſprechen. Nun, ich bin noch ſoviel Jdealiſt. (Fort-
geſetzte Unruhe). Der Redner gab ſodann eine eingehende
Schilderung der beiden Wahlgänge, aus denen Hkonomierat
Hoeſch gegen den nationalliberalen Parteiſeikretär Fuhr-
mann mit einer Majorität von 2300 Stimmen als gewählt
hervorgegangen iſt. Der nationalliberale Wahlproteſt rügt
in erſter Linie, daß der Wahlaufruf von einer großen Zahl
von Amtsvorſtehern und Gemeindevorſtehern mit ihrem
Amtstitel unterſchrieben worden iſt. Die Wahlprüfungs-
kommiſſion hat nun entgegen ihrer früher eingenommenen
Haltung alle die in Frage kommenden konſervativen Stim
men in Abzug gebracht. Dieſen Beſchluß halte ich für un-
gerecht. Selbſt wenn man die in Betracht kommenden
Stimmen abzieht, ſo bleibt doch noch immer für Herrn
Hoeſch eine Mehrheit von über 1000 Stimmen. Ich hoffe,
das Plenum die Wahl des Herrn Hoeſch für gültig er-

ärt.
Abg. SchmidtMeißen (Soz.): Die große Wahlbeein

fluſſung liegt in dieſemFalle darin, daß tauſenden von Eiſen
bahnangeſtellten der Beſuch von Verſammlungen wie auch
die Annahme von ſozialdemokratiſchen Flugſchriften und Wahl
zetteln verboten worden iſt. Dadurch iſt die Frage ſchon ent-
ſchieden geweſen, wer von den Kandidaten in die Stichwahl
kam. Sonſt wäre nicht derKonſervative, ſondern derSozial-
demokrat zur engeren Wahl gekommen.

Abg. Stupp (Ztr.): Der Erlaß der Eiſenbahndirektion
iſt nach meiner Auffaſſung unwirkſam geweſen und hat ſicher
nicht den Gegnern der Sozialdemokratie, ſondern ihren An
hängern genützt. Entſcheidend für uns iſt aber, ob die ge-

Der Erlaß
ſpricht mit keinem Wort von der Ausübung des Wahlrechts
oder von einer Beſchränkung der Wahlfreiheit. Wir können
alſo dieſen Proteſt nicht als beachtenswert anſehen.

Abg. Bollert (Natl.): Es iſt gewiß richtig, daß die Un
gültigkeitserklärung aller der in Frage kommenden Stim-
men eine harte Maßregel iſt, aber man kann doch nicht feſt
ſtellen, für wen die Betreffenden geſtimmt haben. Wir
e mit Fug und Recht die Ungültigkeit der Wahl aus
prechen.

inanzminiſters ſind

Wahl

ſich als Körperverletzung herausſtellt.

Abg. Dr. Neumann-Hofer (Fortſchr. Vpt.): Ein großer
Teil der Unterſchriften auf dem Wahlaufruf iſt nicht frei
willig geleiſtet worden. Die ſämtlichen in Betracht kommen-
den Stimmen kaſſiert der Reichstag ſchon deshalb, damit
ſolche Dinge nicht mehr vorkommen. Wir werden dem Kom-
miſſionsantrage zuſtimmen.

Inzwiſchen war ein Antrag des Abg. Grafen Weſtarp
auf namentliche Abſtimmung über den Kommiſſionsantrag
eingegangen.

Abg. v. Veit (Dtſchkonſ.): Es geht doch zu weit, zu be-
haupten, die Unterzeichner des Wahlaufrufes hätten nicht
gewußt, was ſie täten. Bis zum Beweis des Gegenteils
muß angenommen werden, daß die Unterzeichner wußten,
was ſie taten. Es liegt auf jeden Fall kein Anlaß vor, die
Wahl des Abg. Hoeſch anders zu beurteilen, wie die des
Herrn v. Kröcher.

Abg. Dr. Arendt (Reichsp.): Der Blockreichstag hat in
der Frage der Wahlaufrufe mit Amtsbezeichnung eine an
dere Stellung eingenommen. Daß ſich 2300 Wähler durch
die Unterſchrift eines Gemeindevorſtehers hätten beein-
fluſſen laſſen, iſt eine Beleidigung der Wählerſchaft. Dieſer
Vorfall beweiſt wieder die Notwendigkeit eines unab
hängigen Wahlprüfungsgerichtshofes.

Bei der namentlichen Abſtimmung wurden 334 Stimmen
abgegeben. Für den Antrag der Deutſchkonſervativen waren
149, dagegen 176 Stimmen bei 9 Stimmenthaltungen. Die

iſt ſomit für ungültig erklärt.Es folgte die erſte Beratung des von einer beſonderen
Kommiſſion beantragten Geſetzentwurfs betreffend Ände-
rung des Strafgeſetzbuches (Zweikampf).

Abg. Dr. Werr empfahl als Berichterſtatter das Geſetz
wonach, wenn der Zweikampf freventlich verſchuldet worden
iſt, anſtelle der Feſtungshaft Gefängnisſtrafe von gleicher
Dauer mit Nebenſtrafen treten darf.

Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts Dr. Lisco: Der Herr
Reichskanzler nimmt an dem Gegenſtande lebhaftes Jnter-
eſſe. Der von der Kommiſſion aufgeſtellte Geſetzentwurf
erſtrebt eine Anderung der ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen
über den Zweikampf. Der Entwurf enthält gegenüber dem
geltenden Recht ſehr wichtige Neuerungen von grundſätz-
licher Bedeutung. Ähnliche Vorſchläge befinden ſich bereits
in dem Vorentwurf zum deutſchen Strafgeſetzbuch, und die
Strafrechtskommiſſion hat ſich bei Nachprüfung des Vor
entwurfs dieſe Vorſchläge zu eigen gemacht. Für die Stel
lungnahme zu dem jetzt vorliegenden Entwurf wird es nicht
allein darauf ankommen, ob die vorgeſchlagenen Neuerun-
gen ſachlich gerechtfertigt ſind, ſondern auch darauf, ob ſie
in da Syſtem des jetzt noch geltenden Strafgeſetzbuches ein-
gefügt werden können. Die Verbündeten Regierungen ha-
ben zu dieſem Geſetzentwurf noch nicht Stellung nehmen
können. Mit Rückſicht hierauf muß ſich auch die Reichslei-
tung zur Zeit Zurückhaltung auferlegen. Der Reichskanzler
iſt aber bereit, nach Abſchluß der heutigen Verhandlungen
u den übrigen zuſtändigen Stellen in Verbindung zu
reten.

Abg. Stadthagen (Soz.): Der Geſetzentwurf hält an dem
Duell feſt. Dieſes darf aber nicht beſtehen bleiben. Das
Duell muß wie jedes andere Vergehen beſtraft werden, das

Staatsbeamte und
Offiziere, die ſich duellieren, müſſen des Amtes verluſtig
gehen. Es iſt auch notwendig, daß allen denen die bürger
lichen Ehrenrechte aberkannt werden, die irgendwie mit
einem Duelle in Verbindung ſtehen. t

Abg. Gröber (Ztr.): Heute iſt von Bedürfniſſen des Le
bens beim Duell keine Rede mehr. Alle Parteien verur-
teilen es gleichzeitig. Um nur etwas zu erreichen, wollen
wir uns vorläufig mit dieſem Geſetzentwurf zufrieden
ſehen. Es gilt, in unſerm Strafgeſetzbuch feſtzuſtellen, daß

as
Duell ein Verbrechen

iſt, das ſehr oft aus roher und gemeiner Geſinnung hervor
geht. So wenig die Duellkommiſſion ihr letztes Wort ge-
ſprochen hat, ſo behalten wir uns vor, bei gelegener Zeit auf
unſere Forderung zurückzukommen.

Abg. v. Brockhauſen (Konſ.): Das Duell kann nicht völlig
beſeitigt werden, am wenigſten durch harte Strafen. Dieſe
Art Fauſtrecht iſt immer noch ehrlicher als das ungeregelte
Niederſtechen oder Niederſchießen des Gegners. Der Ent-
wurf bedarf noch eingehender Prüfung durch die Verbünde-
ten Regierungen. Wenn wir trotz unſerer Bedenken uns für
den Geſetzentwurf entſchließen, ſo geſchieht es, um dieſe Ma-
terie nunmehr in Fluß zu bringen.

Abg. van Calker (Natl.): Die Bedeutung des Entwurfs
liegt darin, daß zum erſten Mal in dieſer Materie ein

einheitlicher Beſchluß des Reichstages
herbeigeführt worden iſt. Wir können uns heute zu der
Frage des Duells weſentlich freier ſtellen und deshalb auch
verſchärften Maßnahmen zur Beſtrafung des Zweikampfes
zuſtimmen. Die Regierung mag möglichſt bald mit einer
entſprechenden Vorlage an uns herantreten.

Abg. Lieſching (Fortſchr. Vpt.): Durch Strafgeſetze allein
läßt ſich der Duellunfug nicht aus der Welt ſchaffen. Aber
eine Verſchärfung der Strafbeſtimmungen, ſobald eine ehr-
loſe Geſinnung oder freventliches Verſchulden vorliegt, iſt
durchaus angebracht.

Abg. Mertin (Rpt.): Unter Umſtänden iſt die Selbſthilfe
durch Duell wohl berechtigt. Wir ſtimmen dem Antrage zu,
aber nicht in dem Sinne, daß er von heute auf morgen Ge-
ſetz wird, da wir gegen einzelne Beſtimmungen ſchwere Be-
denken haben. Auf ſtudentiſche Menſuren darf der Entwurf
keine Anwendung finden.

Der Entwurf wurde darauf in erſter und ſofort auch in
zweiter Leſung einſtimmig angenommen.

Nächſte Sitzung Freitag 12 Uhr. Konkurrenzklauſelgeſetz,
Petitionen.

Schluß 64 Uhr.

Provinz Sachſen und Umgebung.
Die Niederfüllbacher Stiftung.

Der König der Belgier Leopold II. hatte bekanntlich eine
Stiftung mit dem Sitz in Koburg errichtet und ihr ein Ver

mögen zugewendet, beſtehend aus dem Rittergut Niederfüllbach,
Wertpapieren im Betrage von über 100 Millionen Mark und
Schmuck und Wertſtücken im nominellen Wert von faſt einer
Million Mark, die jedoch in Wirklichkeit vielfach höher zu bewerten
ſein ſollen. Nach ſeinem Tode erhoben der belgiſche Staat und die



Luiſe von Koburg Anſpruch auf das geſamte Stiftungs
Der Streit wurde dann im Jahre 1911 durch einen

Vergleich beendet nach dem das Stiftungsvermögen, abgeſehen
von den Jmmobilien und einem Betrag von 1 100 000 Mk., der
belgiſchen Regierung überlaſſen wurde. Gogen dieſen Ver-
g le ich wendet ſich jetzt der Koburger Landtag. Er ſieht
darin einen Vertrauensbruch gegenüber der Stiftung und eine
Schädigung des Koburger Staates und erwartet von der belgiſchen
geh daß ſie den Vergleich für nichtig erklärt und ihre
Rechtsanſprüche bei dem zuſtändigen Gericht geltend macht.

c

Schnellroda bei Mücheln, 26. März. (Pfarrvakan z.)Dur Verſetzung ihres Jnhabers iſt die unter königlichem Patro
nate ſtehende hieſige Pfarrſtelle frei geworden. Die Berufung

erfolgt diesmal durch die Kirchenbehörde. Die Stelle gewährt
neben freier Wohnung das Grundgehalt der 1. Klaſſe. Der zu Be
rufende wird verpflichtet, ſich die Mitverwaltung, unter Um
ſtänden auch die ſpätere Einpfarrung von Jüdendorf, DiözeſeKen rt, ſf den von der Sehoree eſtzuſetzenden Bedingungen

en zu laſſen.x Eroßkahna, 26. März. (Neuer Lehrer.) Am Montag,
den 28. März verließ uns unſer hochverehrter Lehrer und Kantor
Fr. Dietrich, nachdem er volle 29 Jahre in unſerem Orte gewirkt
hat, um in den wohlverdienten Ruheſtand zu treten. In dieſer
langen Zeit, in der teilweiſe drei Generationen bei ihm zur
Schule gegangen ſind, hat er Freud und Leid in der Gemeinde
mit tragen helfen, und ſein Weggang wird allgemein bedauert.
Als ſeinen künftigen Aufenthalt hat er ſich die Gartenſtadt
Schkopau bei Merſeburg gewählt, wo wir ihm fernerhin Geſund-
heit und Wohlergehen von Herzen wünſchen. Anfang nächſter
Woche tritt an ſeine Stelle Lehrer Meier aus Pieſtritz im Kreiſe
Wittenberg, welcher bis dahin noch von einem jungen Lehrer,
welcher erſt kürzlich nach Ablegung ſeines erſten Examens, vom
Seminar in ar wurde, vertreten werden wird.

K. Bitterfeld, 25. März. (Verſchiedenes.) Getötet wurde
r r e der Zughund eines Handelsmannes aus
Kemberg. Letzterer wurde von dem Tiere plötzlich angefallen und
durch Biſſe erheblich verletzt. Da dem wütenden Tiere nicht
anders beizukommen war, wurde es durch benachrichtigte Polizei
beamte m n. Der Kopf des Hundes iſt dem Inſtitut für
S rankheiten zu Berlin zur Unterſuchung eingeſandt.Die hieſige Ortsgruppe des Deutſchen Wehrvereins hielt ihren
erſten Vereinsabend ab. Oberrealſchuldirektor Franke hielt einen
Vortrag über den Feldzug 1814. Im nahen Renneritz veran
ſtaltete die erſt ſeit kurzer Zeit beſtehende Jugendvereinigung
einen Familienabend. Der Leiter, Lehrer Schneider, zeigte an
der Hand herrlich kolorierter Lichtbilder die Entwicklung der Ver
kehrstechnik. Die Pauſen wurden durch Zithervorträge ausge
füllt. Den Schluß bildete ein von Mitgliedern des Jugendvereins
flott geſpieltes Theaterſtück: „Die Tanzgeige“. Das Königl.
Konſiſtorium hat den Pfarrer Kraemer in Zethlingen zum Ober-
pfarrer in Gräfenhainichen beſtätigt. Jm nahen Niemegk iſt
Gutsbeſitzer G. Keller als Gemeindevorſteher wiedergewählt.
Die Schweinepeſt unter dem Schweinebeſtande des Ritterguts
beſitzers Lange in Reuden iſt erloſchen.

Nordhauſen, 25. März. Ablehnung der Ein-
kommenſteuer-Veranlagungskommiſſion.) Die
Budgetkommiſſion des preußiſchen Abgeordnetenhauſes hat, wie
die „Neue politiſche Correſpondenz mitteilt, beſchloſſen, den für
Nordhauſen n beſtimmten Vorſitzenden der Einkommen
ſteuer--Veranlagungskommiſſionen zu ſtreichen.

X Nordhalben, 25. März. (Beraubung einer Ka-
pelle.) Am Sonntag abend wurde die Kapelle zwiſchen Birn-
baum und Lahm ausgeraubt. Als Täter kommen zwei Hand
werksburſchen in Betracht, die ſich Eingang durch Eindrücken der
Fenſterſcheiben verſchafften und dann den Opferſtock erbrachen.

Gefell (Kr. Ziegenrück), 25. März. Wiederwahl
des Bürgermeiſters.) Jn der jüngſten Stadtverordneten

Bürgermeiſter Horn einſtimmig auf weitere 12 Jahre
zum Bürgermeiſter unſerer Stadt gewählt.

4 26. März. (Schadenfeuer.) Jn vergangener
Nacht gegen 11 Uhr erkönte wieder Feuerlärm. Jn einem mit
Stroh gefüllten Schuppen des Ackerbürgers Lange auf der Wolfs-
brücke war auf unaufgeklärte Weiſe Feuer ausgebrochen, das mit
großer Schnelligkeit um ſich griff und ſich auch auf das an-
grenzende maſſive Wirtſchaftsgebäude ausdehnte. Das Vieh und
mehrere Wagen konnten in Sicherheit gebracht werden. Das
Wohnhaus wurde durch die Feuerwehr vor dem Brande bewahrt.

Koburg, 26. März. (Der Generalpardon beim
r V ergab für die Stadt Koburg einen Zuwachs
von acht Millionen Vermögen.

A Leipzig, 25. März. (Mädchenhändler.) Die Ham-
burger Polizei hat den 1886 in Leipzig-Gohlis geborenen Kellner
Vetter unter der Beſchuldigung verhaftet, gewerbsmäßig aus
Leipzig und Umgebung Mädchen nach Hamburg und anderen
Städten in öffentliche Häuſer gebracht zu haben.

Kongreſſe und Anusſftellungen.
Zentralverein für deutſche Binnenſchiffahrt. Unter dem

Vorſitze des Geh. Regierungsrats Profeſſor Flamm (Charlotten-
burg) hielt am 25. März in Berlin der Große Ausſchuß des Zen-
tralvereins für deutſche Binnenſchiffahrt eine Sitzung ab. Der
Geſchäftsführer Dr. Grotewoldt (Berlin) teilte mit, daß aus dem
Kabinett des Königs von Bahern ein Schreiben eingegangen
ſei, in welchem der König für die Einladung zu der Wanderver-
ſammlung des Zentralvereins dankt, aber zugleich erklärt, daß er
leider verhindert ſei, an der Tagung teilzunehmen, da er durch
das Programm des Jahres zu ſehr in Anſpruch genommen ſer.

Wiedergewählt wurde der zweite Vorſitzende Kommerzienrat
Tonne (Magdeburg), neugewählt Direktor Hennemann von
der Hannoverſchen Bank in Hannover. Hierauf ſprach der Ma
giſtratsbaurat Zaar (Berlin) über den Berliner Weſt-
hafen-Plan. Berlin ſei von ſape Gründung im 11. Jahr-
hundert an ſtets eine Stadt geweſen, die großen Wert auf den
Waſſerverkehr legte. Die Hafenverhältniſſe haben aber nie dem
gewaltigen Verkehr genügt. Erſt im Jahre 1913 konnte ein zeit
gemäßer Hafen, der Oſthafen dem Betrieb übergeben werden.
Nach der Fertigſtellung des Großſchiffahrtsweges Berlin-Stettin
machte ſich der Mangel eines Hafens für die von Stettin her
kommenden großen iffe geltend, denn der Hafen am Lehrter
Bahnhof kann als geeignet nicht bezeichnet werden. Es machte
ſich daher das Bedürfnis nach einem großen zeitgemäßen Hafen
geltend, der auch geeignet ſein mußte, für die großen von Stettin
kommenden Schiffe Umſchlagsmöglichkeiten zu bieten. Es be-
ſtand ſchon ſeit längerer Zeit der Plan eines Weſthafens, der
zunächſt an den übertriebenen Forderungen der Grundſtücks
beſitzer ſcheiterte, aber ſchließlich wieder aufgenommen werden
konnte Der neue Weſthafen ſoll am Berlin-Charlottenburger
Verbindungskanal an der Stelle liegen, wo der Großſchiffahrtsweg
mit dieſem Kanal bei Plötzenſee ſich vereinigt. Er wird in Zu
kunft der Hauptausgangspunkt für die Großſchiffahrt ſein.
An zweiter Stelle ſprach Kapitän Michell (München) über die
„Binnenwaſſerſtreßen von Kamerun“, unter Vor
führung zahlreicher Lichtbilder. Nach Erledigung geſchäftlicher
Angelegenheiten wurde die Verſammlung geſchloſſen.

Vermiſchtes.
Zu dem Bpotsunglück bei Köpenick veröffentlichen die „B. N. N.“

folgenden Bericht eines Augenzeugen: Der Heizer
Otto Bröker aus, Berlin, der auf dem Dampfer „Paul“ des
Schiffseigners Pankau beſchäftigt war und ſich zurzeit des Zu
ſammenſtoßes auf Deck befand, alſo Augenzeuge des ſchrecklichen
Vorfalles war, gibt folgende Darſtellung des Unglücks: „Wir
waren um 5 Uhr von Berlin mit einem leeren Kahn im Tau ab-
gefahren, um nach Niederlehms zu gelangen. Als wir um 526 Uhr

h

zwiſchen Köpenick und Spindlersfelde waren, kam von der ent

ſo ohne Schaden zu nehmen davonzukommen.

gegengeſetzten Richtung der Dampfer „Johanna“ der Chemiſchen
Fabrik von Kuhnheim. Dieſer hatte vier Kähne nach Niederlehms
gebracht und befand ſich nun auf der Rückfahrt. Als ſich beide
Dampfer begegneten, waren, wie gewöhnlich zu dieſer Zeit, vier
Kähne auf dem Waſſer, die die Angeſtellten der Chemiſchen Fabrik
von Spindler von Spindlersfelde nach Köpenick überfahren. Es

ſind dies kon d r r die von denAngeſtellten der a ik bezahlt werden und einen Teil des Geldes
der Gemeindetaſſe rer Die alten erprobten Leute gehen
beim Ueberſetzen ziemlich leicht fertig vor. So haben ſie
die Gewohnheit, wenn ein längerer Schleppzug kommt, nicht erſt
zu warten, bis dieſer vorbei iſt, ſondern zwiſchen dem
Dampfer und einem der Kähne hindurchzu-
fahren. Sie heben dann das etwa 15 Meter lange Seil, wenn
es ſchlaff im Waſſer liegt, hoch und es gelingt ihnen auch immer,

Am Unglückstage
nun war einer der Kähne, der mit 21 Perſonen beſetzt war, dem
Dampfer „Johanna“ ausgewichen und jetzt wollte er zwiſchen dem
Dampfer „Paul“ und dem Schleppkahn hindurchfahren. Das Seil
war ſtraff geſpannt und etwa 83 Meter über dem Waſſer. Als ſie
dies paſſierten, kamen ſie ſo nahe an den Kahn heran, daß ein
19jähriger Bootsmann, der am Ruder war, während der Schiffs
eigner ſelbſt in der Kajüte zu tun hatte, befürchtete, mit dem
Ueberſetzungskahn zuſammenzuſtoßen. Aus dieſem Grunde
ſteuerte er den Dampfer nach der Seite. Dies hatte nun aber zur
Folge, daß der Schleppkahn einen Ruck erhielt und vorwärts-
chnellte. Er traf den Ueberſetzungskahn, beſchädigte ihn

ſchwer und warf ihn um. Alle Jnſaſſen flogen ins Waſſer. Jch,
ſowie der Maſchiniſt unſeres Dampfers, ſprangen in vollſtändiger
Kleidung in die Spree. Mir gelang es auch, noch drei Männer zu
rekten, meinem Kollegen noch zwei. Die anderen drei Perſonen
wurden von anderer Seite aus den Fluten gezogen.“ Nach dieſer
Darſtellung trifft den Dampfer „Paul“ keine Schuld.

Der Direktor des Veſuv-Obſervatoriums ermordet? Die
polizeiliche Unterſuchung über den Tod des Direktors des Veſuv-
Obſervatoriums, Profeſſor Mercalli, hat mit ziemlicher Sicher-
heit ergeben, daß Profeſſor Mercalli nicht einem Unglücks
fall, ſondern einem Mordanſchlag erlegen iſt. Der
oder die Mörder haben die Leiche dann mit Petroleum be
goſſen und angezündet, um die Spuren des Verbrechens zu ver
wiſchen. Jn der Kaſſe des Obſervatoriums wurde ein Fehl-
betrag von 7000 Lire feſtgeſtellt, die offenbar von den Ver
brechern geraubt wurden. Jn den früheren Meldungen über den
Tod des Gelehrten hieß es, daß Mercalli, ein weltfremder, zer-
ſtreuter Sonderling, durch eine umgeſtürzte Spiritusmaſchine, auf
der er ſein Frühſtück zu kochen pflegte, umgekommen ſei.

Aus dem Gerichtsſaal.
Noch Einiges von den früheren ſchwindelhaften

Gaſtwirtſchaftsverkäufen.
Halle, 25. März.

Die Streiche des ehemaligen Agenten Richter, der hier in
der Blütezeit ſchwindelhafter Gaſtwirtſchaftsverkäufe eine Haupt-
rolle ſpielte, fanden in einer Schöffengerichtsverhandlung eine
nochmalige Beleuchtung. R. hatte 1912 eine amtsgerichtliche
Strafverfügung über 150 Mk. wegen unerlaubter gewerbsmäßiger
Erledigung von Rechtsgeſchäften anderer und berufsmäßiger Ver
mittlung von Gaſtwirtſchaftsverkäufen erhalten. Hiergegen hatte
er Einſpruch erhoben; die ſchöffengerichtliche Entſcheidung war
aber ausgeſetzt worden bis zur Erledigung eines damals noch
ſchwebenden Verwaltungsſtreitverfahrens. R. iſt inzwiſchen zu
ſeinem früheren Schloſſerberufe zurückgekehrt, den er in Offen
bach ausübt. Wegen weiter Entfernung war er vom Erſcheinen
zur heutigen Verhandlung entbunden worden. Zur Begründung
ſeines Einſpruchs hatte er geltend gemacht, er habe allerdings 1912
Schankwirtſchaftskäufe vermittelt und Kaufverträge aufgeſetzt,
aber nicht gewerbsmäßig, da er keine Proviſion genommen habe.
Zur berufsmäßigen Vermittelung von Gaſtwirtſchaftskäufen iſt
ſeit einigen Jahren infolge einer Verordnung, die ſie der Gewerbe
ordnung unterſtellt, ein Gewerbeſchein erforderlich; auch muß der
Vermittler Bücher führen. Beides hatte R. nicht für nötig ge-
halten, wohl aber nach dem Ergebnis der heutigen Beweisaufnahme
mehr als einmal wacker Proviſion eingeſtrichen. Einer früheren
Schankwirtin, deren Geſchäft er für 800 Mk. verkaufte, behielt er
100 Mk. vom Kaufpreiſe ein. Einem Gaſtwirt forderte er ſogar
500 Mk. ab und klagte auf deſſen Weigerung das Geld mit Erfolg
ein. Der Wirt gab von dieſem Falle folgende eidliche Darſtellung:
R. habe ſich erboten, ihm umſonſt einen Käufer für ſeine Gaſtwirt-
ſchaft zu beſchaffen. Er brachte auch einen und bearbeitete dann
den Gaſtwirt, der damals krank war, ſo lange, bis er den von R.
aufgeſetzten Kaufvertrag unterſchrieb. Nach einiger Zeit verlangte
R. 500 Mk. Proviſion, die der Wirt ihm in Gegenwart von Zeugen
zugeſichert haben ſollte. Der Wirt wußte nichts von alledem und
ließ es auf die ihm angedrohte Klage ankommen. R. ſoll dann
aber zu der Zivilgerichtsverhandlung „einen ganzen Trupp“
Zeugen aufgeboten haben, die eidlich verſicherten, die angebliche
Proviſionsvereinbarung zwiſchen R. und dem Wirte gehört zu
haben. Auf Grund dieſer Zeugniſſe, die nach der Schilderung des
Gaſtwirtes mithin falſch geweſen ſein müßten, erfolgte dann die
Verurteilung des von R. Beklagten zur Zahlung der 500 Mk. Der
Amtsanwalt entwarf von dem früheren gemeingefährlichen
Treiben R.'s eine wenig erbauliche Schilderung. R. habe längere
Zeit hindurch, meiſt in Gemeinſchaft mit einigen anderen, ebenſo
übelbeleumdeten Agenten, einen ſchwunghaften Handel mit
Schankwirtſchaftsverkäufen betrieben. Er bot durch Anzeigen in
auswärtigen Zeitungen, namentlich in weſtfäliſchen und rhein-
ländiſchen, hieſige Kneipen zum Kaufe an. Meiſt waren dieſe
höchſt unrentabel, ſogen. Erbbegräbniſſe, die R. und ſeine Helfers-
helfer jedoch bei ſchriftlichen und mündlichen Auskünften nach
Kräften herausſtrichen. Während der Verkaufsverhandlungen
füllte R, die betreffende Kneipe regelmäßig mit ſeinem Stamm,
ſo daß die Kaufluſtigen beim Betreten der ſo gut beſuchten Gaſt
zimmer meinten, in eine Goldgrube zu kommen. Sobald ſie aber
gekauft hatten, verlief ſich der Schwarm der angeblichen Stamm-
gäſte nur zu raſch; die Geprellten ſaßen in kurzem troſtlos da mit
leerer Kneipe und leerer Kaſſe. Mancher verlor auf dieſe Weiſe
ſein ganzes bißchen Vermögen. Die Opfer R.'s waren meiſt
Bergleute aus Weſtfalen und Ziegeleiarbeiter aus Lippe: ſie hatten
ſich mit ſaurem Schweiß ein paar tauſend Mark verdient und
hofften nun, auf die Vorſpiegelungen R.'s und ſeiner Genoſſen
hin, für den Reſt ihres arbeitsreichen Lebens als Wirte eines
gutgehenden Schanklokals ein etwas bequemeres Daſein führen
zu können. R. iſt wegen ſolcher Betrügereien früher mehrmals
und zum Teil erheblich mit Gefängnis beſtraft worden doch war
er von jeher, wie von der Staatsanwaltſchaft wiederholt beklagt
wurde, ſchwer zu faſſen, auch mußte er in mehreren Anklagefällen
freigeſprochen werden. Jn der letzten Zeit ſeiner hieſigen unheil-
vollen Tätigkeit iſt er ſogar ſo raffiniert vorgegangen, daß man
ihm mit Anklagen wegen Betruges nicht mehr beikommen konnte.
Natürlich verwarf das Gericht nach dem Ergebnis der heutigen
Beweisaufnahme den Einſpruch R.'s und beſtätigte die Strafver-
fügung von 150 Mk. mit dem Bedauern, daß dies leider bereits
die Höchſtſtrafe für die vorliegende Uebertretung ſei.

Fanfarenſignale nur außerhalb der Stadt zuläſſig.
Schon mehrmals ſind Autobeſitzer oder Autoführer hier in

Strafe genommen worden, weil ſie ſich innerhalb der Stadt ſoge-
nannter Fanfarenſignale bedienten. Jhre Einſprüche gegen die
Polizeiſtrafen wurden von den Gerichten verworfen. Auch heute
wies das Schöffengericht wieder einen ſolchen Einſpruch ab mit
dem Hinweiſe, daß nach den neueren Verordnungen innerhalb der
Stadt Warnungsſignale der Autos nur durch befeſtigte Hupen
abgegeben werden dürfen. Fanfarenſignale dürfen nur unbe-
feſtigt mitgeführt und bloß außerhalb der Stadt benutzt werden.

gegen den Monteur Gärtner
und den Apöthekergehilfen Rothmann, beide aus Berlin,

Jm Spionageprozeß

wurde Gärtner wegen Unterſchlagung zu einem Jahre ſechs
Monaten Gefängnis und drei Jahren Ehrverluſt verurteilt,
Rothmann wegen nſtigung zu ſechs Monaten Gefängnis.
Die Anklage wegen Verge gegen das Spionagegeſetz hat ſich
nicht aufrecht erhalten laſſen.

Urkundenfälſcher vor Gericht. Die Strafkammer in Darm-
ſtadt verurteilte den Kaufmann Franz Hoehn aus Heppen
heim, den früheren Rechner des Spar und Kreditvereins Heppen-
heim, der nach Unterſchlagung von 210 000 Mk. vor zwei Jahren
nach Amerika geflüchtet und wegen der von ihm begangenen Ur-
kundenfälſchungen ausgeliefert worden war, zu drei Jahren Ge
fängnis. Sechs Wochen Unterſuchungshaft werden in Anrechnung
gebracht werden. Wegen der Unterſchlagung der Gelder, die
inzwiſchen erſetzt worden ſind, konnte Hoehn nicht abgeurteilt
werden, da die Auslieferung von Amerika nur wegen
der Urkundenfälſchung erfolgte.

Aus Halle und Umgebung.
Halle, den 27. März,

Der Verein für Volkswohl hielt am Mittwoch im „Evange-
liſchen Vereinshauſe eine Generalverſammlung ab. Es wurden
zunächſt Neu bzw. Ergänzungswahlen für den Ausſchuß vor-
genommen und auf Antrag der Prüfer die Entlaſtung der Jahres-
rechnungen 1912/13 ausgeſprochen. Es folgte der vorläufige Be
richt der einzelnen Abteilungen, aus dem wir folgendes wieder
geben: Abteilung J. Leſehalle und Volksbiblioithek.
Berichterſtatter Herr Geheimrat Gerhardt. Der Beſuch der
Leſehalle, die einladend neu hergeſtellt worden iſt, geſtaltete ſich
in den elf Monaten recht befriedigend. Man hat insgeſamt
103 705 Leſer feſtgeſtellt, gegen 112 840 im ganzen Jahr 1912/13.
Die Zweigſtelle der Bibliothek im Süden hat ſich recht gut an
gelaſſen, ſo daß man ſich wohl veranlaßt ſehen wird, eine weitere
auch im Norden der Stadt zu errichten. Man hat die Beſtände
in beiden Bibliotheken erneuert und auch eine Abteilung für
Jugendliche eingerichtet, denen einwandfreie Lektüre geboten
wird. Ein Verzeichnis der Bücher in der Zweigſtelle iſt heraus-
gegeben worden. Die Zahl der entliehenen Bücher iſt gegen das
Vorjahr geſtiegen. Abteilung II und X. Gegen Ver-
armung und Bettelei. Berichterſtatter Herr Möbel-fabrikant Reuter. Die Einnahmen betrugen in den elf Mo
naten 2088 Mk., die Ausgaben 1431 Mk., Beſtand 657 Mk. Für
Armenunterſtützungen wurden etwa 1200 Mk. ausgegeben. An
fangs des Winters war der Begehr nach Kohlen und Brotzetteln
ſehr groß, das hat erfreulicherweiſe nachgelaſſen, ſonſt hätte man
den Anforderungen nicht genügen können. Auch für lungen-
kranke Kinder iſt nach Möglichkeit geſorgt worden. Ab-
teilung III. Ferienkolonien. Berichterſtatter Herr Stadt
rat Ube r. Man hat nahezu 400 Kinder in die ſeither benutzten
Kolonien entſenden können. 11 Ausgeſuchte konnten nicht mit-
genommen werden, da es ihnen im letzten Augenblick an den
nötigen Sachen fehlte und ſolche bei der Kürze der Zeit nicht
mehr beſchafft werden konnten, nämlich kurz vor der Abfahrt.
Bei den ärztlichen Unterſuchungen hat ſich ergeben, daß mehr
Knaben als ſchwächlich feſtgeſtellt wurden, als Mädchen. An
Koſten verurſacht jedes Kind dem Verein 42,10 Mk. Die Mit-
nahme von Kindern aus dem Eiſenbahntöchterheim iſt aufgegeben
worden, da die betreffende Verwaltung die durch die wirtſchaft
lichen Verhältniſſe gebotenen Mehrkoſten nicht zahlen wollte. Die
vom Herrn Oberpräſidenten Exzellenz v. Hegel gütigſt be
willigte Hauskollekte erbrachte insgeſamt 2144 Mk. Man
hatte in den elf Monaten mit einem Umſatz von 19 000 Mk. zu
rechnen. Der Kolonie iſt die ProfeſſorKohlſchütter, Ernſt
Haaßengier- und C. Pabſt- Stiftung mit zuſammen 28 460 Mk.
Stammbermögen überwieſen worden. Der Verſuch, Kinder aus
dem Mittelſtande, indeſſen auf Koſten der Angehörigen oder aber
durch für dieſen Zweck beſtimmte Zuwendungen, an die See zu
ſchicken, hat ſich als recht lohnend erwieſen. Die Kinder kehrten
ſichtlich erfriſcht nach hier zurück. Abteilungen IV und V.
Volksküchen und Kaffeehallen. Berichterſtatter Herr
Stadtrat Greßler. Hier lautete der Bericht weniger günſtig.
Der Magiſtrat hat die Räume im Roten Turm dem Verein ge-
kündigt, am 1. Oktober d. Js. muß die Sache hier aufgegeben
werden. In die Räume wird die akademiſche Leſehalle verlegt.
Das Publikum hatte übrigens auch das Jntereſſe an der Ein
richtung des Vereins hier verloren, die Entnahme von Eſſen ging
weſentlich zurück. Möglich, daß es mit daran liegt, daß unſere
ſtädtiſche Armenverwaltung Suppenzettel nicht mehr ausgibt.
Große Unzuträglichkeiten hatte man durch ein gewiſſes Publikum
zu erdulden, das ſich in der Volksküche im Roten Turm un
gewöhnlich ungezogen verhielt. Man mußte wiederholt die
Polizei zur Hilfe rufen, da gütliches Zureden bei den Lattchern
nichts half. Auch in der Volksküche in der Brunoswarte iſt ein
Rückgang zu verzeichnen. Sollte unſere arme Bevölkerung das
nicht mehr gebrauchen? In den Kaffeehallen war der Beſuch
beſſer. Die Kaffeehalle am Walhallatheater, erſt die ſchlechteſte,
iſt jetzt die beſte im Umſatz. Abteilung VI. Arbeits
ſtätte. An Stelle des erkrankten Vorſtehers, Herrn Privat-
mann Möbius, berichtete Herr Möbelfabrikant Reuter. Hier
hatte man eine Geſamteinnahme von 30 015,94 Mk. und eine
Geſamtausgabe von 30 666,40 Mk. zu verzeichnen. Beſchäftigt
wurden 1214 freie und 8400 Wanderarbeiter, welch letztere 840
Kubikmeter Holz zerkleinerten. Das Holz in kleinen Bündeln
fand ſehr guten Abſatz an Händler. Abteilung VII. Ju gen d-
und „Volksſpiele. Berichterſtatter Herr Tnurnlehrer
Freund. Auf dem Sandanger war das ganze Jahr über ein
reger Verkehr, in der Woche im Durchſchnitt 5500, im Sommer
110 000, insgeſamt 117 000 Beſucher. Das Tennisſpiel wurde
recht rege betrieben. Ob der neue Spielplatz auf der Peißnitz
wieſe dem Verkehr auf dem Sandanger Abbruch tun wird, e
abgewartet werden. Welche Schulen auf dieſem neuen Pla
ſpielen ſollen, darüber beſtimmt demnächſt ein zu bildender Aus
ſchuß. Abteilung Arbeitsnachweiſe. Berichterſtatter
Herrn Direktor Wolff. Mit dem 1. April d. Js. geht dieſe ſeit
zwanzig Jahren beſtehende Abteilung ein, da die Stadt den
Arbeitsnachweis in eigene Regie nimmt. Es konnten der
offenen Stellen beſetzt werden. Die Stätte iſt dem Magiſtrat
ſchuldenfrei zu übergeben. Herr Direktor Wolff will eine
Chronik aufſtellen, um darzutun, was der Verein hierin geleiſtet
hat. Abteilung XI. Krippen. Berichterſtatter Herr Lehrer
Zweigler. Es iſt ein Rückgang in der Zahl der Kinder zu
verzeichnen, und zwar in der einen Krippe mehr als in der
anderen. Es mag dies ſeinen Grund darin haben, daß die
Männer im verfloſſenen Jahre wegen Arbeitsloſigkeit zu Hauſe
blieben und die Kleinen warteten, während die Frauen auf
Arbeit waren. Die Zahl der Kinder ging um 1000 zurück. Trotz
dem hat man mit einem Plus von 2500 Mk. abgerechnet. Der
Vorſitzende, Herr Profeſſor Dr. Bangert, ſagte den Ausſchuß-
mitgliedern beſten Dank für ihre treue Mitarbeit.

Kunſt und Wiſſenſchaft.
Jena. Der Privatdozent Dr. med. Eduard Rehn iſt zum

außerordentlichen Profeſſor ernannt worden.

Sportnachrichten.
Luftfahrt.

Zum Luftverkehrsgeſetzentwurf. Die 28. Kommiſſion des
Reichstags zur Beratung des Luftverkehrsgeſetzentwurfs beſchloß
in kurzer Sitzung, die Regierung um Vorlage folgenden Materials
zu erſüchen: der geſetzgeberiſchen Akte und Verordnungen anderer
Staaten über den Luftverkehr, einer Statiſtik der verſchiedenen
in Deutſchland in Betrieb befindlichen Luftfahrzeuge und der
deutſchen Flugplätze, ſowie einer Zuſammenſtellung der durch den
Luſtverkehr bisher verurſachten Unglücksfälle, ihrer Art und der

für die entſtandenen Schäden bezahlten Beträge.
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